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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 29.02.2016
KARIN FRICK

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 29.01.2020
KARIN FRICK

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Droit pénal

Am 3. September 2015 war die Vernehmlassungsfrist zur Umsetzung der Padophilen-
Initiative abgelaufen. Im Februar 2016 veroffentlichte das Bundesamt flr Justiz die
Vernehmlassungsergebnisse. Nebst allen 26 Kantonen hatten finf Parteien (BDP, CVP,
FDP, SP und SVP), drei gesamtschweizerische Dachverbénde (SSV, SGV und SGB) sowie
41 weitere interessierte Organisationen und Institutionen eine Stellungnahme
abgegeben. Auf eine Stellungnahme ausdrucklich verzichtet hatten der Schweizerische
Gemeindeverband, der Arbeitgeberverband sowie die Bundesanwaltschaft. Der
Vernehmlassungsbericht zeigte deutlich, dass eine grosse Mehrheit der
Stellungnehmenden - darunter die FDP, 24 Kantone sowie zahlreiche Organisationen
aus den Bereichen Sport und Freizeit - dem ersten Entwurf des Bundesrates positiv
gegenuberstanden und die darin vorgesehene Ausnahmebestimmung begrissten. Der
hiermit gewahrte gerichtliche Ermessensspielraum sei wichtig, um Spannungen
zwischen Art. 123c BV und rechtsstaatlichen Prinzipien, insbesondere der
Verhaltnismassigkeit, sowie den internationalen Menschenrechtsgarantien abzubauen.
Far die SP barg auch diese Umsetzungsvariante noch zu viel Konfliktpotenzial; sie
pladierte fur eine .konsequent grund- und vdlkerrechtskonforme Umsetzung® des
Verfassungsartikels. Im Gegensatz dazu lehnten die BDP, die CVP und die SVP, die
Kantone Schwyz und Wallis sowie das Komitee ,Padophile sollen nicht mehr mit Kindern
arbeiten durfen™ die Umsetzungsvariante mit  Hartefallklausel ab. Die
Ausnahmebestimmung erfllle in ihren Augen die Forderung des Verfassungsartikels und
damit den Willen des Stimmvolkes nicht, indem sie dem Gericht die Méglichkeit gebe,
vom zwingenden, lebenslangen Tatigkeitsverbot abzusehen. Die einzig zulédssige
Ausnahme mdisse auf die einvernehmliche Jugendliebe beschrankt bleiben. Nur die
zweite Variante ohne generelle Ausnahmebestimmung komme dieser Forderung nach.
Mit dieser Position befanden sie sich unter den Vernehmlassungsteilnehmenden jedoch
klar in der Minderheit.

Droit privé

Mit 107 eingegangenen Stellungnahmen stiess die Vernehmlassung zur Anderung der
Zivilprozessordnung (Verbesserung der Praxistauglichkeit und der Rechtsdurchsetzung)
auf reges Interesse. Bis zum Ablauf der Frist im Sommer 2018 &usserten sich alle
Kantone, sechs Parteien und 75 weitere Teilnehmende zu den Revisionsvorschlagen,
wie dem Anfang 2020 verdffentlichten Ergebnisbericht zu entnehmen ist. Wéahrend
rund zwei Drittel der Stellungnahmen - darunter von 16 Kantonen sowie von CVP, FDP,
GLP, GP und SP - grundsatzlich positiv ausfielen, lehnten sieben Kantone (LU, NW, OW,
SG, SZ, UR, VS) und die SVP das Projekt insgesamt ab. Aufgrund der Vielfalt der
Neuerungen hatten indes nicht alle Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser zu allen
Punkten Stellung bezogen oder eine eindeutige Position zur Vorlage als Ganzes
bekundet.

Umstritten waren insbesondere die Anderungen im Prozesskostenrecht, die neuen
Bestimmungen zum kollektiven Rechtsschutz sowie das neue
Mitwirkungsverweigerungsrecht fur Unternehmensjuristinnen und -juristen. Das
Prozesskostenrecht hatte der Bundesrat dahingehend anpassen wollen, dass die
klagende Partei neu hoéchstens die Héalfte - und nicht mehr den Gesamtbetrag - der
voraussichtlichen Prozesskosten als Kostenvorschuss leisten muss, was die
Zugangshirden zum Gericht abbauen sollte. Vor allem von den Kantonen regte sich
Widerstand gegen diese Anderung, weil sie fir sich einen finanziellen Mehraufwand
durch Inkasso und Fehlbetréage beflrchteten, wenn die unterlegene Partei die Kosten
nicht vollstandig tragen kann. Zahlreiche Teilnehmende waren zudem der Ansicht, dass
die finanziellen Hurden vielmehr durch eine Senkung der (kantonalen) Gerichts- und
Anwaltskosten sowie der Parteientschadigungen abgebaut werden mussten.

Dahingegen wurde die Stérkung des kollektiven Rechtsschutzes vor allem von den
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft kritisiert. Die neu geregelte und
erweiterte Verbandsklage sowie das neu geschaffene Gruppenvergleichsverfahren
verschlechterten die Position der beklagten Partei - und damit insbesondere der
Unternehmen - betrachtlich, wahrend die Verbande unverhéltnismassig viel Macht
erhielten, argumentierten sie. Die Instrumente der kollektiven Rechtsdurchsetzung
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.01.2023
KARIN FRICK

seien dem Schweizer Justizsystem fremd und verletzten den Grundsatz, dass jeder
Einzelfall spezifisch und individuell beurteilt werden musse. Andere Teilnehmende,
darunter acht Kantone, die CVP, die GLP, die GP und die SP sowie zwei Dutzend
Stellungnahmen aus vornehmlich juristischen, KMU- und Konsumentenschutzkreisen,
begrissten die Vorschlage zum kollektiven Rechtsschutz aus Grinden der
Verfahrensdkonomie, der Bekéampfung der Straflosigkeit und der hoheren
Rechtssicherheit.

Das neue Mitwirkungsverweigerungsrecht flr Unternehmensjuristinnen und -juristen
wurde von rund zwei Dritteln der sich dazu dussernden Stellungnahmen begrusst. Die
ablehnenden, in erster Linie juristischen Stimmen beflrchteten, dass dadurch die
Tatigkeit der Justiz erschwert wirde, indem Unternehmen die Regel dazu nutzen
konnten, bestimmte Tatsachen zu verbergen. Demgegenuber sprachen sich
hauptsachlich wirtschaftsnahe Akteure dafur aus, Unternehmensjuristinnen und
-juristen sowohl mit in der Schweiz tatigen Anwéltinnen und Anwalten als auch mit
ausléndischen Unternehmensjuristinnen und -juristen mit Geheimhaltungsrecht
gleichzustellen. Fir Unternehmen mit Sitz in der Schweiz sei es ein Problem, wenn sie
infolge dieser fehlenden Regelung vor ausléndischen Gerichten strategische oder dem
Geschaftsgeheimnis unterliegende Daten offenlegen mussten.

Neben den im Vorentwurf enthaltenen Anderungen wurden von den
Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern noch viele weitere Anpassungen an der ZPO
vorgeschlagen, die etwa Verfahrensfragen im Familienrecht, die Regelung der
Parteientschadigung und der Gerichtskosten oder die Ausgestaltung des
Schlichtungsverfahrens betrafen. 2

In der Vernehmlassung stiess die Wiedereinfiihrung von Doppelnamen auf
grossmehrheitliche Zustimmung. Von 45 stellungnehmenden Akteuren sprachen sich 39
daflr aus - darunter 21 Kantone, die vier stellungnehmenden Parteien Die Mitte, FDP,
SP und SVP sowie einige Frauenorganisationen, religidse Vereinigungen und
Fachorganisationen aus dem Zivilstandswesen. Mit dem Doppelnamen kdénne sowohl
dem Prinzip der Unveradnderbarkeit des eigenen Namens als auch dem Bedurfnis nach
einem gemeinsamen Familiennamen als Ausdruck der Familienzusammengehdrigkeit
Rechnung getragen werden, so der Tenor im Ergebnisbericht der Vernehmlassung. Die
funf Kantone Glarus, Obwalden, Wallis, Zug und Zlrich sowie die EKF lehnten die
Vorlage hingegen ab. Sie kritisierten, dass das Namensrecht, das mit der Abschaffung
der Doppelnamen 2013 moglichst einfach und transparent gestaltet worden sei, wieder
verkompliziert wirde. Das geltende Recht habe sich bewéhrt und es bestehe kein
Handlungsbedarf. Die EKF monierte, die Wiedereinfihrung des Doppelnamens starke
die Gleichstellung nicht - wie in den beflrwortenden Stellungnahmen oft gelobt -,
sondern starke im Gegenteil die Geschlechterstereotypen. Sie pladierte daher fur die
vollstandige Abschaffung der Familiennamen.

Sehr unterschiedliche Ansichten bestanden Uber die konkrete Umsetzung des
Vorhabens. Von den zwei Varianten, die im Vorentwurf zur Diskussion gestellt wurden,
erhielt die «grosse Losung», die grosse Flexibilitat in der Namenswahl erlauben wirde,
mehr Zuspruch als die «kleine Lésung», die einer Ruckkehr zur Regelung vor 2013
entspréche. An beiden Vorschlagen wurde indes auch Kritik gelbt, weil sie zu eng bzw.
zu offen gefasst seien. Die Haélfte der Vernehmlassungsteilnehmenden forderte
Uberdies, dass mit der Revision auch die Namensfuhrung der Kinder angepasst werden
sollte, was im Vorentwurf nicht vorgesehen war. Es wurde argumentierte, dass zu
vermeiden sei, dass Kinder nicht gleich heissen wie ihre beiden Eltern; mit der
vorgeschlagenen «grossen Losung» kdnnten namlich beide Eltern einen Doppelnamen
tragen, die Kinder jedoch nicht.

Weiter wurden im Vorentwurf drei Varianten zur Debatte gestellt, wie kinftig mit den
bisher nicht amtlichen, aber gewohnheitsrechtlich genutzten Allianznamen - bei denen
der Ledigname mit Bindestrich hinten angefligt wird - umgegangen werden soll. Hierbei
sprachen sich fast gleich viele Teilnehmende fur die Beibehaltung des Status quo
(Allianzname kann im Ausweis eingetragen werden, ist aber nicht amtlicher Name) aus,
wie die Variante beflrworteten, dass kunftig nur noch der amtliche Name im Ausweis
gefuhrt werden kann, wobei bestehende Allianznamen neu zum amtlichen Namen
gemacht werden kénnten. Ein Mittelweg, der bestehende Allianznamen unberihrt
lassen wollte, wahrend unter dem neuen Recht Verheiratete nur noch den amtlichen
Namen im Ausweis fihren kénnten, fiel in der Vernehmlassung hingegen klar durch. *
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 06.02.2018
KARIN FRICK

Sécurité intérieure

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhéndlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundséatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflirwortend dusserten sich u.a. die KKUPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekdmpfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten é&usserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhéngigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Blrgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flinf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blirger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlingeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe flr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehorige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wirden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Anklindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
hangige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtméssigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
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obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stédteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelméssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Préazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wéare eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfdlligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentypubergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden konnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdruickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flinf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fur den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehért. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fur den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wirde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfullen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. *

Criminalité

Eine Motion Amherd (cvp, VS) fordert die Unterzeichnung des Ubereinkommens des
Europarates zum Schutz vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sowie
die notwendigen gesetzgeberischen Massnahmen zu treffen, damit die
Inanspruchnahme der Prostitution von Minderjahrigen unter Strafe gestellt wird. Die
Motion wurde nach der Zustimmung beider Kammern an den Bundesrat Uberwiesen.
Mit der Annahme der Motion wurde dem Anliegen der Standesinitiativen aus Wallis
(10.320) und Genf (10.311) entsprochen, weshalb den beiden keine Folge gegeben
wurde. Das EJPD gab infolge die Genehmigung und den Vorentwurf der Umsetzung des
Ubereinkommens bis Ende November in die Vernehmlassung. Der Vorentwurf sieht vor,
dass kunftig die Indienstnahme von sexuellen Diensten von unter 18-jahrigen aber Uber
16-jahrigen unter Strafe gestellt wird. Der Minderjahrige bleibt hingegen straflos. Auch
am Alter der sexuellen Mlndigkeit von 16 Jahren wird nichts gedndert. °
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Institutions et droits populaires
Droits populaires

Mitte Mai 2018 nahm die SPK-SR mit 11 zu O Stimmen bei einer Enthaltung einen
Gesetzesentwurf an, der die Kiindigung von Staatsvertragen regelt. Zwar seien wichtige
Vertradge bis heute nie gekindigt worden, es gelte aber - insbesondere vor dem
Hintergrund von Volksinitiativen, die in jungerer Vergangenheit in ihrer Umsetzung die
Kindigung volkerrechtlicher Vertrége forderten - die Regeln «vor dem Spiel» und nicht
erst «wahrend des Spiels» zu klaren. Die Kommission stellte sich gegen die Haltung des
Bundesrates, dass dieser alleine zustandig sei flr die Kiindigung von internationalen
Abkommen. Vielmehr sei die Kindigung gleich zu regeln wie der Abschluss von
volkerrechtlichen Vertragen: Die Bundesversammlung sei es, die Abschlisse fur
wichtige, rechtsetzende Vertrédge genehmige, also musse es auch das Parlament sein,
das solche Vertrage auflosen kdnne. Mitbertcksichtigt werden musste dabei auch das
Referendumsrecht: Auch hier musse das Prinzip des «actus contrarius», also ein
Parallelismus der Zustandigkeiten, angewendet werden. Kindigungen von wichtigen
Vertragen seien dem Referendum zu unterstellen.

Auf die Vernehmlassung des Gesetzesentwurfs gingen 36 Stellungnahmen ein. Zwei
Drittel (die 15 Kantone BE, SZ, NW, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, Al, SG, GR, AG, T, NE; die funf
Parteien BDP, CVP, FDP, GLP, SP sowie der Stadteverband, der Gewerbeverband, der
Centre Patronal und die Gesellschaft fir Aussenpolitik) sahen nicht nur
Handlungsbedarf in der Frage zur Kléarung der Zustandigkeit fir die Kindigung
volkerrechtlicher Vertréage, sondern beurteilten den Vorentwurf der SPK-SR auch
positiv. Die Kantone Thurgau und Glarus sowie die SVP sprachen sich gegen den
Vorschlag aus. Die restlichen Kantone (OW, ZH, LU, FR, VD, VS und GE) und Verbénde
(Gemeindeverband, economiesuisse) nahmen entweder keine Stellung oder enthielten
sich, weil sie mitunter die Notwendigkeit einer Gesetzesédnderung nicht sahen (z.B.
economiesuisse). Die Gegner der Vorlage beflirchteten eine Verkomplizierung des
Verfahrens und eine Relativierung der Kompetenzen der Regierung. Die SVP lehnte die
Vorschlage ab, weil sie faktisch darauf hinausliefen, die direktdemokratische
Mitbestimmung einzuschrénken; zwar nicht beim Abschluss aber bei Neuaushandlung
oder Kundigung von Staatsvertragen. ©

Elections et votations (organisation)

Damit die Absicht des Bundesrats, E-Voting in den ordentlichen Betrieb zu tGberfuhren,
umgesetzt werden konnte, musste das Bundesgesetz iiber die politischen Rechte
angepasst werden. Die Teilrevision wurde Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben
und soll auch «Gelegenheit fur eine politische Debatte auf eidgendssischer Ebene zum
Thema E-Voting» bieten, so der Bericht weiter.

Eine Gruppe aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten sei zum Schluss gelangt,
dass der elektronische Kanal sicher und vertrauenswirdig angeboten werden kdnne, so
die Einleitung des erlduternden Berichts dazu. Die Revision sah vor, dass die
individuelle digitale Stimmabgabe neu mittels eines durch den Bund zertifizierten
elektronischen Systems erfolgen kénnen solle. Angestrebt wird dabei eine barrierefreie
Stimmabgabe. Geregelt werden in dem Gesetz auch die Anforderungen an dieses
System selber: Dessen Quellcode muss offengelegt werden und transparent sein, damit
er verifizierbar ist, aber trotzdem das Stimmgeheimnis gewahrt bleibt; der Bund
zertifiziert das System und die Kantone mussen laufend Risikoeinschatzungen
durchfihren. In einem im Vergleich zum aktuellen Versuchsbetrieb einfacheren
Verfahren soll der Bund die Bewilligung erteilen, wenn ein Kanton E-Voting einfihren
will - die Kantone blieben jedoch frei, E-Voting einzufihren oder nicht. Jene Kantone,
die E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einfihrten, kénnten Anmeldungen von
Stimmblurgerinnen und Stimmbdrger vorsehen, die an einer digitalen Stimmabgabe
interessiert sind, und diesen dann die notwendigen Unterlagen zustellen - idealerweise
ebenfalls elektronisch.

Mitte Juni 2019 lagen die Antworten der Vernehmlassung vor - in der Tat war die
Vorlage zuvor ziemlich heftig debattiert worden. In den Medien war bereits Anfang Mai
berichtet worden, dass die Vorlage auf breite Kritik gestossen und insbesondere die
Sicherheit als noch ungenligend beurteilt worden sei. Der Ergebnisbericht der
Bundeskanzlei ging neben den Antworten auch auf die «Ereignisse wahrend des
Vernehmlassungsverfahrens» ein, welche die Antworten wohl mitentscheidend
beeinflusst hatten: In einem Intrusionstest war gezeigt worden, dass das E-Voting-
System der Post, das neben dem System des Kantons Genf angewendet wurde,
gravierende Sicherheitsméangel aufwies.
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Zwar sprach sich eine grosse Mehrheit der 52 von insgesamt 64 Stellungnehmenden
ganz grundsatzlich flr digitales Abstimmen und Wahlen aus, weil E-Voting insbesondere
auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern sowie Menschen mit
Behinderungen zugute kommen kann. Die Vorlage selber fand aber nur eine knappe
Unterstlitzung bei 37 Antwortenden. Darunter fanden sich 19 Kantone, die KdK, der
Stadteverband, der Gemeindeverband, Behindertenverbénde, die
Auslandschweizerorganisation und die Post, aber keine der 10 antwortenden Parteien.
Immerhin E-Voting-freundlich zeigten sich unter diesen die BDP, die CVP, die EVP, die
FDP, die GLP, die GP und die SP. Sie beméangelten aber, wie auch die Kantone Genf, St.
Gallen, Solothurn und Wallis und etwa Economiesuisse unter den Organisationen, dass
der Zeitpunkt einer Umsetzung in Anbetracht der aktuellen Entwicklungen sehr schlecht
gewahlt sei. Es sei besser, den Versuchsbetrieb weiterzufiihren. Angeregt wurde zudem,
dass ein E-Voting-System in staatlicher Hand liegen musse, etwa vom Kanton Genf, der
GP, der SP und der EVP.

Die 12 Antworten, die sich nicht nur gegen die Vorlage, sondern ganz grundséatzlich
gegen eine Einfuhrung von E-Voting aussprachen, stammten von den Kantonen
Nidwalden, Schwyz und Waadt, von der SVP, der AL Bern und der Piratenpartei sowie
verschiedenen IT-Organisationen, etwa auch dem Komitee der Initiative «fur ein E-
Voting-Moratorium». Diese Stellungnehmenden zeigten sich sehr skeptisch dazu, dass
E-Voting jemals die notwendige Sicherheit aufweisen kénnte, mit der das zentrale
Vertrauen in die direkte Demokratie nicht gefahrdet werde. Darlber hinaus kritisierten
sie, dass E-Voting-Systeme, also «hoheitliche Zustandigkeiten», von Dritten angeboten
werden durfen. Falls dies so bleibe, misse mindestens die momentan fehlende
Konkurrenzsituation von privaten Systemanbietenden geédndert werden, weil Monopole
zulasten der Sicherheit gingen. Es bestehe kein Handlungsbedarf, fand gar die SVP und
der Nutzen sei in Anbetracht des hohen Sicherheitsrisikos viel zu gering. Es sei besser,
die briefliche Stimmabgabe punktuell zu verbessern - etwa im Hinblick auf mogliche
Erleichterungen flr Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, so die SVP.

Obwohl seit 2004 in insgesamt 15 Kantonen mehr als 300 Tests erfolgreich
durchgefihrt worden seien, sei der Bundesrat auch aufgrund der kritischen Antworten
aus der Vernehmlassung und angesichts der «Entwicklungen der vergangenen Monate»
zum Schluss gekommen, «auf die Uberfiihrung der elektronischen Stimmabgabe in den
ordentlichen Betrieb zu verzichten», erklarte er in einer Medienmitteilung im
darauffolgenden Juni 2019. Vielmehr habe er die Bundeskanzlei beauftragt, ein Konzept
fur eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zu erstellen. Dieser «Marschhalt» wurde
in den Medien virulent diskutiert, aber tiberwiegend begrisst. ’

Ende April 2021 lagen die Vorschlage fur eine Teilrevision der Verordnung Uber die
politischen Rechte (VPR) sowie flr eine Totalrevision der Verordnung der Bundeskanzlei
Uber die elektronische Stimmabgabe (VEleS) vor und der Bundesrat eréffnete die
Vernehmlassung dazu, um bald eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs von E-
Voting starten zu konnen. Die Vorlagen sehen vor, dass die Kantone nach wie vor selber
entscheiden kénnen, ob und mit welchem System sie E-Voting-Versuche durchflihren
mochten. Der Bund bleibt verantwortlich fir den rechtlichen Rahmen und die
Bewilligungen der Systeme und Versuche. Pro Kanton dirfen maximal 30 Prozent und
schweizweit hdchstens 10 Prozent der Stimmberechtigten die digitale Stimmabgabe
nutzen, von der zudem vor allem Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer sowie
Stimmberechtigte mit Behinderung profitieren sollen. Die revidierten Verordnungen
regeln Uberdies, auf welche Weise die E-Voting-Systeme laufend Uberprift werden
sollen. Dabei werden unabhangige Expertinnen und Experten, aber auch Hackerinnen
und Hacker im Rahmen von «Bug-Bounty-Programmen» die Systeme laufend auf
Mangel Uberprifen.

Die Antworten der Vernehmlassung mussten bis Mitte August 2021 eingereicht werden
und Anfang Dezember 2021 lag der entsprechende Ergebnisbericht mit insgesamt 67
Stellungnahmen vor. Die grosse Mehrheit von 48 Stellungnehmenden unterstitzte die
Vorlagen mit kleinen Anpassungsvorschlagen; darunter 21 Kantone, die FDP, die Mitte,
zahlreiche Behindertenorganisationen, der Gemeindeverband und die
Auslandschweizerorganisation. Grundlegende Vorbehalte ausserten elf
Vernehmlassungsteilnehmende; darunter die Kantone Freiburg, Neuenburg und Wallis,
unter den Parteien die SP und die EDU und bei den Organisationen unter anderem die
Economiesuisse. Die Vorbehalte betrafen den Umstand, dass momentan lediglich das
System der Post bestehe, was den Kantonen kaum Handlungsspielraum gewahre. Der
Bund musse hier mehr Verantwortung Ubernehmen, forderten etwa die Kantone
Freiburg und Wallis, die zusammen mit Neuenburg auch eine finanzielle Unterstitzung
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durch den Bund fur die Umsetzung der Versuche forderten. Auch die SP verlangte eine
staatliche Lésung und prioritdre Zugange fur Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Ganzlich und ausschliesslich auf Letztere wollte die EDU E-Voting
beschranken. Economiesuisse forderte vor einem Neustart eine umfassende
offentliche Diskussion Uber Chancen und Risiken von E-Voting, um zuerst der
herrschenden Skepsis in der Bevolkerung zu begegnen und entsprechend Vertrauen zu
schaffen. Auf mehrheitliche Ablehnung stiessen die Vorschlage bei acht
Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern: beim Kanton Schwyz, den Grinen, der SVP
und der Piratenpartei und unter den Organisationen unter anderem beim Verein «E-
Voting Moratorium», der 2019 eine Initiative fur ein solches Moratorium lanciert hatte,
die allerdings 2020 an der Unterschriftenhirde gescheitert war. Der Kanton Schwyz
befurchtete, dass Manipulationen nie ausgeschlossen werden kénnten und vor allem
kleine Kantone finanziell an ihre Grenzen kommen wirden. Die drei Parteien und der
Verein «E-Voting-Moratorium» betonten die Bedeutung des Vertrauens der
Stimmberechtigten bei Wahlen und Abstimmungen, das aufgrund von nie wirklich
behebbaren Sicherheitsproblemen unnétig aufs Spiel gesetzt wirde. Sie forderten
zudem tiefere maximale Teilnehmendenzahlen fur die Zulassung von E-Voting. Die
Grunen und die Piratenpartei kritisieren Uberdies, dass andere Digitalisierungsprojekte
(z.B. E-Collecting oder elektronische Vernehmlassungen) aufgrund der starken
Konzentration auf E-Voting unndtig gebremst wurden. Ausdrucklich auf eine
Stellungnahme verzichtet hatten wunter anderem der Kanton Jura und der
Arbeitgeberverband.

Mitte Dezember 2021 nahm der Bundesrat von den Ergebnissen der Vernehmlassung
Kenntnis. Die Vorlagen sollen finalisiert werden, wobei die Regierung eine finanzielle
Beteiligung des Bundes als sinnvoll erachtete. Als wichtig bezeichnete der Bundesrat in
seiner Medienmitteilung auch die Idee der Entwicklung eines Systems aus 6ffentlicher
Hand und die Vermeidung einer einseitigen Priorisierung von E-Voting bei
Digitalisierungsprojekten. Er wolle diese Punkte langerfristig weiterverfolgen.

Economie

Agriculture
Politique agricole

La procédure de consultation sur les deux ordonnances relatives a I'a loi sur
I'agriculture instituant des paiements directs complémentaires et des contributions
pour prestations écologiques a donné lieu a de nombreuses critiques de la part des
organisations paysannes, des partis politiques et des cantons. Ainsi, I'USP et I'UDC ont
jugé insuffisant le montant destiné aux paiements directs; de son c6té, le VKMB, tout
comme les partis socialiste et écologiste, ont demandé que la somme versée pour les
contributions écologiques soit plus élevée. Quant a lui, le PRD a estimé que les
réglementations pour obtenir des contributions pour prestations écologiques étaient
beaucoup trop compliquées. Pour les cantons de Vaud, de Geneve et du Valais, les
ordonnances prétériteraient les grandes exploitations et les cultures spéciales, comme
la vigne, les fruits et les Iégumes, trés présentes en Suisse romande. Enfin, les cantons
de la Suisse centrale (UR, Al, NW, OW) se sont inquiétés de la faible part prévue pour les
régions de montagne. °

Chasse

Im November 2014 beriet der Grosse Rat des Kantons Wallis Uber die Einreichung einer
Standesinitiative mit dem Titel ,Wolf. Fertig lustig!”, welche von drei Grossraten der
CVP, FDP und SVP lanciert worden war. Der Entschluss, die Standesinitiative
einzureichen, wurde nach sehr kurzer Beratung im Grossen Rat mit 89 zu 19 Stimmen
gefallt und erzeugte kaum mediales Echo.

Auf nationaler Ebene wurde die Standesinitiative zur Aufhebung des Wolfsschutzes im
Standerat zusammen mit der Motion Imoberdorf (14.3570) behandelt, da die
Forderungen der Vorstésse in eine sehr ahnliche Richtung zielten. Die Motion des
Walliser Standerates Imoberdorf forderte den Bundesrat auf, das Bundesgesetz Uber
die Jagd und den Schutz wildlebender Séaugetiere und Vogel (Jagdgesetz) so
anzupassen, dass es erlaubt wird, den Wolf ganzjéhrig zu jagen. Der urspringliche
Motionar war zum Zeitpunkt der Debatte nicht mehr im Parlament vertreten, da er bei
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INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 14.09.2016
LAURA SALATHE

den Wahlen 2015 nicht wieder angetreten war. Das Anliegen wurde aber von seinem
Nachfolger, Beat Rieder (cvp, VS), Gbernommen.

Der Inhalt der Walliser Standesinitiative umfasste ebenso einen Absatz, mittels dem der
Wolf als jagdbare Art eingestuft werden sollte. Der Begriff ,ganzjahrig” war aber nicht
Teil der Formulierung des Initiativtextes. Dafur beinhaltete die Initiative einen
Abschnitt, welcher den Bundesrat beauftragen sollte, die Berner Konvention, ein
internationales Ubereinkommen Gber den Schutz von wildlebenden Pflanzen und
Tieren, zu kindigen. Ein moglicher Wiederbeitritt mit gelockertem Wolfsschutz solle
aber moglich bleiben und ware das Ziel von Verhandlungen mit den
Abkommenspartnern. Die Forderung, Verhandlungen um die Berner Konvention
aufzunehmen und zu ersuchen, dass flir die Schweiz der Wolfsschutz nicht mehr
bindend ware, war schon einmal Teil einer Motion (10.3264). Auch nach diesem
Anliegen, musste die Berner Konvention gekiindigt werden, so fern der Anderung nicht
stattgegeben wirde. Die Motion wurde 2010 von beiden Kammern angenommen,
woraufhin der Bundesrat eine Anpassung der Berner Konvention beantragte. Dieser
Wunsch von Seiten der Schweiz wurde damals aber abgelehnt. Die Berner Konvention
wurde aber, trotz gegenteiliger Forderung der angenommenen Motion, nicht gekindigt.
In der Debatte um die aktuellen Vorstdsse beantragte die UREK-SR ihrem Rat, die
Motion Imoberdorf anzunehmen, daflir aber der Standesinitiative keine Folge zu geben,
um Doppelspurigkeiten zu vermeiden. UVEK-Vorsteherin Leuthard machte darauf
aufmerksam, dass der Bundesrat mit der Annahme der Motion Engler (cvp, GR) bereits
beauftragt worden sei, eine Anpassung des Jagdgesetzes vorzunehmen, welche zum
Zeitpunkt der Debatte gerade fur die Vernehmlassung ausgearbeitet wurde. Bei einer
Annahme der Motion Imoberdorf oder der Standesinitiative wirde dieser Prozess
gestoppt und das Ergebnis aus dem Nationalrat abgewartet werden, um Leerlaufe zu
vermeiden.

Nach ausfihrlicher und emotionaler Diskussion entschied der Standerat die Motion mit
26 zu 17 Stimmen ohne Enthaltungen abzulehnen und der Standesinitiative keine Folge
zu geben. ©

Die mit dem Titel "Wolf. Fertig lustig!" benannte Standesinitiative zur Aufhebung des
Wolfsschutzes aus dem Kanton Wallis beschaftigte auch den Nationalrat und dessen
UREK. Diese empfahl mit 11 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen der Standesinitiative
Folge zu geben. Sie gab zu bedenken, dass die Berner Konvention in der Schweiz zu
einem Zeitpunkt ratifiziert worden war, in der es in der Schweiz keine Wolfe gab. Da
sich dies aber seit 1980 geandert hat und heute um die 40 Wélfe in der Schweiz leben,
habe sich die Situation in eine Richtung entwickelt, welche eine rechtliche Anpassung
fordere. Die steigende Wolfszahl flhre dazu, dass immer mehr Tiere gerissen wirden
und sich Konflikte mit den Jéagern, der Berglandwirtschaft, der Bevélkerung und dem
Tourismus verscharften. Obwohl teilweise grosse Anstrengungen unternommen wurden
Herdenschutzmassnahmen mit Schutzhunden oder hohen elektrischen Zaunen
umzusetzen, komme es immer wieder zu Zwischenféllen, bei welchen Nutztiere zu
Schaden kommen. Dass sich die Woélfe immer wieder auch in die Néhe von Dérfern
wagen, sei fur die betroffene Bevdlkerung nicht mehr tragbar. Aus diesem Grund sei es
wichtig, die gesetzliche Grundlage zu schaffen, um Wélfe ohne weitere Hirden jagen zu
durfen, so die Argumentation der Kommissionsmehrheit und der beflrwortenden
Ratsmitglieder.

Die Minderheit der Kommission, welche die Standesinitiative verwerfen wollte,
kritisierte, dass es so zu einer erneuten Ausrottung der Wélfe in der Schweiz kommen
kénnte. Weiter erlauterte sie, dass die Zahl der gerissenen Schafe und Ziegen im
Verhéltnis zu den anderweitig verunfallten Tieren sehr klein sei. So wlrden in der
Schweiz jahrlich 200 bis 300 Nutztiere von Wolfen gerissen, wéhrend 4000 bis 5000
Schafe und Ziegen pro Jahr unabhéngig vom Wolf verunfallten. Auf formaler Ebene
mache es zudem keinen Sinn, einen weiteren Vorstoss zum Wolfsschutz anzunehmen,
wahrend sich die Umsetzung einer zuvor von beiden Kammern angenommenen Motion
(14.3151) im Vernehmlassungsprozess befinde.

Bei der Abstimmung stimmte die Mehrheit der Fraktion der Schweizerischen
Volkspartei, der FDP-Fraktion und der CVP-Fraktion fur Folge geben der
Standesinitiative und Uberstimmte damit die geschlossenen Fraktionen der Grinen, der
Sozialdemokraten, der Grinliberalen und der Burgerlich-Demokratischen Partei mit 101
zu 83 Stimmen (2 Enthaltungen). Damit ging das Geschéaft zurlick an den Sténderat,
welcher sich als Erstrat gegen die Vorlage ausgesprochen hatte. "
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Wieder zurtick im Standerat debattierten die Ratsmitglieder ein erneutes Mal Uber die
Standesinitiative zur Aufhebung des Wolfsschutzes. Die Mehrheit der Kommission hielt
am Entscheid des Stdnderats fest, der Initiative keine Folge zu geben.

Der Bundesrat hatte zwischenzeitlich bekannt gegeben, dass 2018 ein erneuter Antrag
an die Berner Konvention gestellt werden wird, welcher fordert, dass der Schutzstatus
des Wolfes von ,streng geschutzt™ auf ,geschitzt™ zurtickgestuft werden soll. So wéare es
moglich, den Wolf zu jagen, um den Bestand zu regulieren, ohne aus der Berner
Konvention austreten zu missen.

Die Mehrheit der Kommission unterstutzte diesen Weg. Kommissionssprecher
Luginbihl (bdp, BE) forderte den Bundesrat zusatzlich auf, in der Ausgestaltung der
Gesetzesrevision des Jagdgesetzes den vorhandenen Spielraum beim Schutzstatus des
Wolfes maximal auszunutzen. Die Minderheit der Kommission, welche forderte der
Standesinitiative Folge zu geben, kritisierte erneut, dass der Bundesrat trotz
gegenteiligem Auftrag nicht bereits aus der Berner Konvention ausgetreten war.

Bei der Abstimmung folgten 23 Standeratsmitglieder ihrer Kommissionsmehrheit und
stimmten gegen Folge geben der Standesinitiative. Zehn Mitglieder stimmten fur die
Kommissionsminderheit und damit fur Folge geben und 7 Mitglieder enthielten sich. Mit
der erneuten Ablehnung im Standerat wurde das Geschaft ad acta gelegt. "

Détention d'animaux, expérimentation animale et protection des animaux

L'Office fédéral de I'environnement a mis en consultation, au mois de février, un projet
de « plan ours », dans lequel était affirmée la priorité de la sécurité humaine avant
celle de I'ours, méme si ce dernier est protégé. Les défenseurs de la nature et du
tourisme se sont prononcés en faveur du projet, jugeant que, moyennant une bonne
information du public et des milieux concernés, une cohabitation avec le plantigrade
était possible. Les cantons du Valais, de Vaud et de Berne, ainsi que les milieux
agricoles ont estimé, de leur c6té, que la cohabitation était impossible. Le Conseil
fédéral a publié le Plan Ours au mois de juillet. Le gouvernement s’est appuyé sur le
principe qu’une coexistence pacifique de I'ours et de 'homme en Suisse était possible.
Il a adapté pour cela la typologie de I'ours en tenant compte des avis exprimés lors de la
procédure de consultation. Elle ne comprend ainsi plus que trois catégories : farouche,
problématique et a risque. Le plan envisage a cet égard la possibilité d’abattre I'ours
lorsqu’un animal problématique devient ours a risque, c’est-a-dire qu’il perd toute
crainte de I'homme, que les actions d’effarouchement n‘ont aucun effet, et que I'ours
se rapproche des habitations pour trouver sa nourriture et cause de gros dégats. Il est
prévu que ce soit le canton concerné qui prenne la décision d'abattre I'ours, apres
avoir consulté la Commission intercantonale, dans laquelle siege aussi I'OFEV. Le
Conseil fédéral a également prévu que les dommages aux cultures ou au bétail
donneraient droit & indemnisation par la Confédération, a hauteur de 80%, et par le
canton concerné, a hauteur de 20%. *

Finances publiques

Impé6ts directs

Im Mai 2020 prasentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Bundesgesetz iiber
elektronische Verfahren im Steuerbereich, mit dem er die rechtliche Grundlage fir die
Weiterentwicklung der Digitalisierung von Verfahren schaffen wollte. Damit sollen das
Ziel der ESTV, zuklnftig alle Daten elektronisch zu erhalten und zu verschicken, sowie
die Motion Schmid (fdp, GR; Mo. 17.3371) erflllt werden. Die Vorlage sah daher vor, die
vollstandig elektronische Einreichung der Steuererklarung zu ermdglichen, die
Authentizitdt und Integritdt der Ubermittelten Daten sicherzustellen sowie eine
elektronische Bestatigung der Daten anstelle einer Unterzeichnung zu realisieren.
Geplant war diese Anderung fir Einkommens-, Vermégens-, Gewinn- und
Kapitalsteuern, fir den Antrag auf Ruckerstattung der Verrechnungssteuer von
natlrlichen  Personen mit Wohnsitz in der Schweiz sowie flur die
Wehrpflichtersatzabgabe - auch weiterhin sollte jedoch eine analoge Eingabe der
Steuererklarung moglich bleiben. Bei Steuern, die in der Zustandigkeit des Bundes
liegen, sowie beim internationalen Informationsaustausch sollten die Betroffenen
hingegen zu einem elektronischen Verfahren verpflichtet werden kénnen. Bereits heute
sei eine elektronische Einreichung der Steuererklarung in den meisten Kantonen
moglich, dem stehe nur die Unterzeichnungspflicht entgegen, erklarte der Bundesrat.
Zuklnftig solle dieses Verfahren medienbruchfrei méglich sein.
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Dariiber hinaus enthielt die Vorlage zwei weitere Anderungen, die zwar geméss
Bundesrat nicht direkt mit dem eigentlichen Anliegen der Vorlage zu tun hatten, aber
der Verhaltnismassigkeit wegen nicht in einer eigenen Vorlage behandelt wirden. So
sollten die Versicherungen der ESTV neu die Ausrichtung von Kapitalleistungen und
Renten der zweiten Séule melden. Zudem sollten die Durchfiihrungsbestimmungen in
Art. 72 STHG, welche die Frist zur Anpassung des kantonalen Rechts an das STHG
beinhalteten, vereinheitlicht und vereinfacht werden. Dabei sollte auch die
Bestimmung zur Verwendung einheitlicher Formulare fir die Steuererkléarungen
aufgehoben werden, da sie aufgrund von Eigenheiten der Kantone nie vollsténdig
umgesetzt werden konnte.

Von Juni bis Oktober 2019 hatte die Vernehmlassung zum neuen Bundesgesetz Uber
elektronische Verfahren im Steuerbereich stattgefunden. 25 Kantone (ausser NE), 7
Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, SVP, SP, Piratenpartei) und 17 Verbénde und
Organisationen, darunter der SSV, Economiesuisse, SGV, SGB, FDK oder
TreuhandSuisse, hatten sich daran beteiligt. Sie alle stimmten der Vorlage grundsétzlich
zu, stellten aber teilweise noch weitergehende Forderungen. Die Kantone, die FDK und
die SSK forderten, die Bestimmung Uber einheitliche Formulare, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, aufzuheben, wéhrend Economiesuisse, BDO, EXPERTsuisse und swissICT
diese Pflicht beibehalten wollten. Drei Parteien (CVP, FDP, SVP) und sechs
Organisationen (economiesuisse, EITSwiss, SGV, SSV, Stadtische Steuerkonferenz,
TreuhandSwiss) wollten dem Bundesrat nicht die Maoglichkeit geben, den
Steuerzahlenden bei Steuern in seiner Zustéandigkeit elektronische Verfahren
vorzuschreiben. In der Folge nahm der Bundesrat eine Anderung vor: So
vereinheitlichte er die Ubernahmefrist fir Anderungen im STHG. Hingegen beliess er es
bei der geplanten Streichung der Bestimmung Uber die einheitlichen Formulare. ™

Péréquation financiére

Im September 2018 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Anderung des
Bundesgesetzes iiber den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) vor. Diese basiert
insbesondere auf der Feststellung im dritten Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich,
wonach der Ressourcenausgleich bisher zu hoch dotiert war. Anstelle der angestrebten
85 Prozent hatte die Mindestausstattung des ressourcenschwéachsten Kantons (Kanton
Jura) im Jahr 2018 88.3 Prozent des schweizerischen Durchschnitts betragen. Sich auf
den im Marz 2017 von der KdK verabschiedeten Antrag zur Optimierung des
Finanzausgleichs stitzend schlug der Bundesrat diesbezlglich einen Systemwechsel
vor: Neu soll die politische Steuerung des Ressourcenausgleichs nicht mehr Uber die
alle vier Jahre erfolgende Festlegung der Grundbeitrage, sondern lber die Festlegung
der Mindestausstattung fir den ressourcenschwéchsten Kanton erfolgen. Diese soll neu
garantiert, nicht mehr bloss angestrebt, und entsprechend auf Gesetzesstufe bei 86.5
Prozent des schweizerischen Durchschnitts festgelegt werden. Da der effektive Wert
bisher héher war, soll der Zielwert durch schrittweise Senkung erreicht werden. Durch
diese Senkung sparen die ressourcenstarken Kantone sowie der Bund Geld. Der Anteil
Ersterer an der Finanzierung des Ressourcenausgleichs wird zudem auf das
verfassungsmassige Minimum von zwei Dritteln der Leistungen beschrankt, die dadurch
entstehende Finanzierungslicke Ubernimmt der Bund. Der Bund wird seine
Einsparungen in der Hohe von CHF 280 Mio. ins Ausgleichssystem reinvestieren und fur
eine hohere Dotation des soziodemografischen Lastenausgleichs sowie zur zeitlich
beschrankten Abfederung der Auswirkungen dieser Anderungen auf die
ressourcenschwacheren Kantone einsetzen. Schliesslich wird auch der Alpha-Faktor,
der die Gewichtung der Vermdgen im Ressourcenpotenzial beinhaltet, «an die
fiskalische Realitat», wie es der Bundesrat in seinem Bericht nannte, angepasst.

Mit diesen Anderungen erfiillte der Bundesrat die bereits seit langem gestellten
Forderungen der Geberkantone. Deren Beitrdge waren absolut in den letzten Jahren
stetig angestiegen, weshalb sie eine Anderung des bisherigen NFA-Systems forderten.
Der nun vorliegende Entwurf fand entsprechend bei ihnen allen Anklang; Unterstitzung
wurde ihm aber auch von den meisten Nehmerkantonen zuteil. In der zwischen Méarz
2018 und Juni 2018 durchgefihrten Vernehmlassung standen 21 Kantone der Revision
positiv gegenuber. Einzig verschiedene ressourcenschwachere Kantone hatten sich
explizit gegen die Vorlage und fur eine Beibehaltung des heutigen Systems
ausgesprochen (Wallis und Jura) respektive Vorbehalte angemeldet (Freiburg,
Neuchatel und Bern). In den Medien der Romandie wurde denn auch insbesondere
thematisiert, dass mit Freiburg, dem Wallis, Neuchatel und Jura insbesondere
franzésischsprachige Kantone von der Revision benachteiligt wirden. Die
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Deutschschweizer Medien hingegen fokussierten insbesondere darauf, dass der Bund
die Einigung zwischen den Kantonen durch die Reinvestition der CHF 280 Mio., die er
theoretisch sparen kénnte, «erkauft» habe. '

Infrastructure et environnement

Energie
Force hydraulique

Le gouvernement a mis en consultation un projet de loi fédérale sur la responsabilité
civile en matiére d'ouvrages d'accumulation. Faisant notamment suite a une initiative
du canton du Valais (lv.ct. 90.203) adoptée par les Chambres en 1992, la réglementation
envisagée s'inspire de la loi sur la responsabilité civile en matiere d'énergie nucléaire.
Elle a pour but d'améliorer la couverture d'assurance des Iésés en obligeant tout
d'abord les exploitants des installations hydro-électriques de toute la Suisse a
s'assurer. Alors qu'actuellement la responsabilité des propriétaires de barrage n'est
engagée que si l'ouvrage présente un défaut, le projet de loi prévoit en outre qu'il en ira
de méme en cas de dommages corporels et matériels causés par des phénomenes
naturels extraordinaires (tels qu'un séisme), des événements de guerre ou des actes de
sabotage. Par ailleurs, la responsabilité civile des exploitants devra en premier lieu étre
couverte par des assureurs privés. Ceux-ci ayant estimé que leur capacité de
couverture des sinistres ne pouvait dépasser CHF 800 millions par année, il est donc
prévu que la Confédération interviendra a titre complémentaire jusqu'a concurrence
d'un montant maximal de CHF un milliard. L'Assemblée fédérale pourra encore prévoir
des indemnisations extraordinaires en cas de catastrophe majeure. '

Als Erstrat trat der Nationalrat im Herbst 2019 ohne Gegenstimmen auf die Debatte zum
Entwurf zur Prazisierung der Regelungen fiir Umweltvertraglichkeitspriifungen ein.
Die Forderung von Initiant Albert Rosti (svp, BE) und der Kommission, die
einzuhaltenden Umweltvertraglichkeitsprifungen bei Neukonzessionierungen von
bestehenden Wasserkraftanlagen auf die bestehenden Ist-Verhaltnisse und nicht mehr
auf die ganz ursprunglich vorliegenden Gegebenheiten vor dem Bau der Anlagen zu
fundieren, entfachte in der grossen Kammer eine lange Diskussion. Auf der einen Seite
pladierten die Kommissionsmehrheitsvertreter Jacques Bourgeois (fdp, FR) und Mike
Egger (svp, SG) fur die Annahme des von der Kommissionsmehrheit in die
Vernehmlassung geschickten Vorentwurfs, wonach der Soll-Zustand bei bestehenden
Anlagen, wie von Ro&sti verlangt, mit dem Ist-Zustand definiert werden soll. Auf der
anderen Seite verlangte eine Minderheit der UREK-NR unter Stefan Mdller-Altermatt
(cvp, SO), dem Antrag des Bundesrates zu folgen, wonach die Soll-Zustandsdefinition -
nach Ermessen des jeweiligen Kantons - zusatzlich mit zu leistenden Massnahmen
zugunsten der Natur ergédnzt werden kann.

In der Ratsdebatte argumentierten die Verterter der Kommissionsmehrheit, dass durch
diese Gesetzesanpassung Rechtssicherheit geschaffen werde und die derzeit
bestehenden Wasserkraftanlagen gesichert werden kénnten. Der Vorschlag, den Muller-
Altermatt préasentierte, behalte hingegen die Rechts- und Planungsunsicherheit bei, da
aufgrund der Beurteilung des jeweiligen Kantons unklar sei, wie hoch die Kosten fur
erganzende Umweltmassnahmen bei der Neukonzessionierung ausfallen wirden. Die
Wasserkraft sei zudem das zentrale Rlckgrat der Schweizer Stromproduktion, stelle ein
wichtiges Element der Energiestrategie 2050 dar und dirfe deshalb nicht mit
zuséatzlichen Kosten gefahrdet oder behindert werden. Es sei des Weiteren unmaéglich
zu beurteilen, wie der Zustand der Natur beispielsweise vor 80 Jahren ausgesehen
habe, als viele Wasserkraftwerke gebaut worden seien - nach aktuellem Vorgehen
musste der Umweltzustand vor dem Bau der Anlagen eruiert werden -, argumentierte
etwa der Initiant Albert Ro&sti. Etwas anders beurteilte dies beispielsweise Silva
Semadeni (sp, GR), die die SP-Fraktion vertrat und fir den Minderheitsantrag Miller-
Altermatt plédierte. Sie bezeichnete die Forderung der Kommissionsmehrheit als
schlauen Vorschlag, um die Pflicht zur Aufwertung der natlrlichen Lebensrdume zu
umgehen, indem auf die gesetzlichen Bestimmungen aus den 50er und 60er Jahren
zurlckgegriffen werde, in welchen noch keine Umweltvorschriften vorgesehen waren.
Minderheitssprecher Muller-Altermatt selbst relativierte seinen Antrag im Rat mit dem
Argument, dass er eine Anpassung der Soll-Zustandsdefinition auf den Ist-Zustand
grundsatzlich beflrworte, den Kantonen aber, basierend auf  der
Vernehmlassungsantwort des Kantons Wallis, einen foderalen Ermessensspielraum
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zukommen lassen mochte, indem diese nach Moglichkeit der Verhaltnismassigkeit
entsprechend und nach Vereinbarung Massnahmen zum Schutz von Natur und
Landschaft anordnen kénnten.

In der Abstimmung zeigte sich mit 115 zu 71 Stimmen bei 3 Enthaltungen ein Links-
Rechts-Graben, wobei sich die Mehrheit der CVP-Fraktion gegen ihren Nationalrat
Mdller-Altermatt stellte und sich zusammen mit der BDP-Fraktion flr die Variante der
Kommissionsmehrheit aussprach, die keine Klausel fir zusatzliche Massnahmen
zugunsten der Natur vorsah. In der Gesamtabstimmung blieben die Fronten &hnlich
bestehen und eine Mehrheit, bestehend aus den SVP-, FDP-, CVP- und BDP-Fraktionen,
setzte sich mit 123 zu 63 Stimmen bei 3 Enthaltungen durch und nahm den Entwurf der
Kommissionsmehrheit an.

Energie nucléaire

Die geplanten Teilrevisionen diverser Verordnungen im Kernenergiebereich sorgten in
der Vernehmlassung fiir viel Aufruhr. Geplant waren einerseits Anderungen in den
Kriterien zur Storfallanalyse und der dazugehdrigen Ausserbetriebnahme und
andererseits neue Regelungen zur Abklinglagerung von radioaktiven Abféallen. Fur viel
Zundstoff sorgte hierbei vor allem die erste Anderung - auch bekannt unter dem
Namen «Lex Beznau».

Die Betreiberfirmen von Kernkraftwerken sind verpflichtet, deterministische
Storfallanalysen durchzufthren. Storfélle werden dabei in drei Kategorien unterteilt:
Schwerwiegende naturbedingte Félle, die jedoch nur sehr selten eintreten, erhalten die
Ziffer drei. Mit der Ziffer zwei versehen werden schwerwiegende naturbedingte
Storfélle, die etwas héaufiger vorkommen als jene in Kategorie drei. Leichtere und
héufige naturbedingte Storfalle bekommen die Ziffer eins. Zudem erhalten die
jeweiligen Storfalle maximale Dosisgrenzwerte - also Richtlinien, wie viel Radioaktivitat
bei einem Storfall maximal austreten durfte - zugeteilt.

Unklar formuliert war bisher jedoch die Kategorisierung der in der Natur auftretenden
Ereignisse, die durchschnittlich einmal alle 10'000 Jahre stattfinden. Gemaéss
Zeitungsberichten beziehe sich dies vor allem auf schwerere Erdbeben. Diese seltenen
Erdbeben bildeten in Art. 123 Abs. 2 der Strahlenschutzverordnung (StSV) den Ubergang
zwischen der Kategorie zwei, flr die ein strenger Dosisgrenzwert von 1 mSv (Millisievert)
pro Jahr gilt, und der Kategorie drei, fur die ein viel hdherer Grenzwert von 100 mSv pro
Jahr gilt. Unklar war deshalb, zu welcher Kategorie und zu welchem Grenzwert die oben
beschriebenen seltenen Erdbeben gehoéren. Dass hier eine rechtliche Unsicherheit
bestand, erkannte die KNS bereits im Jahr 2012 und beantragte Klarungsbedarf. Mit
einer Konkretisierung, dass fur solche Ereignisse die einfacher einzuhaltende Kategorie
drei gelten sollte, wollte der Bundesrat die bisherige Praxis in den Verordnungen
verankern.

Anwohner rund um die Kernkraftwerke Beznau | und Il sowie drei Umweltorganisationen
hatten aber schon im Jahr 2015 beim ENSI ein Gesuch eingereicht mit dem Ziel, solche
Ereignisse der Kategorie zwei und somit dem strengeren Dosisgrenzwert 1 mSv pro Jahr
zuzuordnen. Bei einer solchen Zuordnung mussten beide Anlagen in Beznau bis zu einer
allfalligen Nachristung vom Netz genommen werden, da sie diesen Grenzwert nicht
einhalten kénnten. Mittels einer Verflgung hatte das ENSI dieses Begehren jedoch
abgelehnt und den Entscheid damit begriindet, dass dies weder der bisherigen Praxis
noch der urspringlichen Regelungsabsicht des Bundesrates entspreche und womaéglich
samtliche AKWs der Schweiz unmittelbar bei der Zuteilung zur Kategorie zwei vom Netz
genommen werden mussten. Diese Verfligung war danach beim
Bundesverwaltungsgericht angefochten worden. Zu erwarten ist auch ein allfalliger
Weiterzug des noch ausstehenden Bundesverwaltungsgerichtsentscheids an das
Bundesgericht.

In der Vernehmlassung, die bis Mitte April 2018 andauerte, meldeten sich sowohl
Regierungen diverser Schweizer Kantone und Stadte, als auch diverse Organisationen,
Kommissionen, Parteien und Dachverbdnde aus der Schweiz und Deutschland, sowie
viele Einzelpersonen aus der Schweiz, Deutschland und Frankreich zu Wort. So liess
beispielsweise der Regierungsrat des Kantons Aargau - also dem Kanton, wo sich die
Anlagen Beznau | und Il sowie Leibstadt befinden - verlauten, dass er die Prazisierungen
in den Verordnungen als sinnvoll erachte. Ahnlich klang es in den Stellungnahmen der
Kantone Basel-Land, Freiburg und Graubinden. In den Kantonen Luzern, Appenzell-
Ausserrhoden und Zlrich erachtete man die Prazisierungen als sinnvoll, dusserte aber
Bedenken an der Herabsetzung der Schutzbestimmungen und betonte deshalb die
Wichtigkeit des Postulats Maller (fdp, LU, Po. 18.3175). Klar oder mehrheitlich klar gegen
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die genannte Konkretisierung/Herabsetzung der Sicherheitsanforderungen von 1 mSv
auf 100 mSv dusserten sich die Regierungen der Kantone Appenzell-Innerrhoden, Basel-
Stadt, Genf, Jura, Neuenburg, Schaffhausen, Schwyz, Tessin, Uri, Waadt und Wallis -
sowie Bern und Solothurn, die Standortkantone der anderen beiden Atomkraftwerke.
Nebst den Kantonsregierungen liessen auch diverse Parteien von sich horen.
Aussergewohnlich war hierbei der einstimmige Tenor unter diversen Parteien von links
bis rechts betreffend die zeitliche Komponente. Sowohl die SP, die Grinen und die GLP
als auch die FDP und die SVP stérten sich am Zeitpunkt der Vernehmlassung. Die SP und
die GLP forderten eine Sistierung des Vorhabens bis zum Gerichtsentscheid aus St.
Gallen. Auch die Grlnen kritisierten, dass der Bundesrat das gerichtliche Verfahren
nicht abwarte, verlangten aber darlber hinaus einen generellen Verzicht auf die
Revision. Die FDP erklarte, die Beschwerde sei kein Grund, um die Vernehmlassung zu
verzogern, jedoch sei die Dringlichkeit dieser Verordnungsanpassung zu wenig
ersichtlich. Die SVP schrieb in einer kurzen Stellungnahme, dass wohl erst durch das
Gerichtsverfahren Anpassungen in Angriff ggnommen worden seien. Die KNS habe ja
schon im Jahr 2012 bemerkt, dass ein gewisser Klarungsbedarf bestehe. Eine Ausnahme
im Tenor bildete die BDP. In ihrer offiziellen Stellungnahme erwéhnte sie die mogliche
Problematik betreffend den Rechtsstreit nicht. Sowoh! die SP als auch die Grinen
ausserten sich generell ablehnend zu den Verordnungsanderungen, was sie auch
deutlich kundtaten. «Wir lehnen die vorgelegten Verordnungsanderungen mit
Nachdruck ab und kritisieren die vorgeschlagenen inhaltlichen Anpassungen sowie das
gewahlte Vorgehen scharf», schrieb etwa die SP. Die Grlinen gingen einen Schritt weiter
und beschuldigten den Bundesrat, mit dieser Lex Beznau die Grundlagen schaffen zu
wollen, um die alten Anlagen in Beznau weiter in Betrieb halten zu kénnen. Die FDP und
die SVP zeigten sich mit den Anderungen grundsatzlich einverstanden. Geméass FDP
wirden die Anpassungen selber keine Abstriche bei der Sicherheit mit sich bringen
sondern nur die heutige Praxis auf Verordnungsebene préazisieren. Nicht offiziell zur
Vorlage dusserte sich die CVP, was Martin Badumle (glp, ZH) in einer Anspielung im Tages-
Anzeiger als Unterstitzung fir ihre Energieministerin Doris Leuthard wertete.

Eine weitere brisante kritische Stellungnahme kam schliesslich von André Herrmann,
dem ehemaligen Prasidenten der Eidgendssischen Kommission fur Strahlenschutz
(KSR). Er warf dem Bundesrat vor, das Vorsorgeprinzip zu verletzen: Die Kommission
empfehle, solchen Ereignissen einen Grenzwert von 20 bis 50 mSv zuzuordnen und
nicht 100 mSv, wie dies der Bundesrat vorsah. ™

Transports et communications
Trafic routier

Le DETEC a ouvert une procédure de consultation relative a la révision partielle de
I'ordonnance de 1963 de la loi sur la circulation routiére. Moritz Leuenberger a
exprimé son intention d'abaisser le taux maximal d'alcoolémie de 0,8 & 0,5 pour mille et
de s"aligner sur la plupart des pays européens. Cette modification est de la compétence
du Conseil fédéral, mais le DETEC a souhaité procéder a une consultation auprés des
cantons et milieux intéressés avant que I'exécutif ne prenne sa décision. Le projet vise
également a renforcer la durée du retrait de permis pour les récidivistes et a introduire
des controles systématiques. Les propositions ont eu dans I’'ensemble des échos plutét
positifs. Toutefois, la plupart des cantons et le Parti radical ont demandé un
assouplissement des mesures pour les chauffeurs dont le taux d’alcoolémie se situerait
entre 0,5 et 0,8 gramme pour mille. lls ont aussi demandé que le retrait de permis ne
soit envisagé qu'a partir de 0,8 pour mille. On compta parmi les opposants fermes au
projet trois cantons romands (Vaud, Neuchétel et Valais), le TCS, I'ACS, I'ASTAG, le PdL,
I'UDC, Gastrosuisse et la Fédération suisse des vignerons.

Die KVF-NR hat am 5. Juni 2020 eine Revision des Strassenverkehrsgesetzes zur
Umsetzung der Standesinitiative «Sicherere Strassen jetzt!» des Kantons Tessin in die
Vernehmlassung geschickt. Die Gesetzesrevision beabsichtigt, Mindeststandards fur
die Ausrustung mit Assistenzsystemen fur den Schwerverkehr im Alpenraum
vorzusehen, um damit das Unfallrisiko zu senken. Diese Systeme sollen «spatestens flinf
Jahre, nachdem sie fur die Erteilung der Typengenehmigung oder die Fahrzeugprifung
obligatorisch geworden sind, fur alle schweren Motorwagen auf den Transitstrassen im
Alpengebiet» verbindlich werden. Geméss Vorentwurf kann der Bundesrat flr
alpenquerende, nicht grenzlberschreitende Transporte eine langere Frist fur die
Umsetzung vorsehen, falls diese Transporte flr die Wirtschaft des Wallis und/oder des
Tessins von eminenter Bedeutung sind. Generell erhofft sich die KVF-NR nebst einer
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gesteigerten Sicherheit im Strassenverkehr auch eine positive Wirkung auf die Umwelt,
indem durch die neuen Mindestanforderungen an den alpenquerenden Schwerverkehr
in der Regel modernere und damit umweltfreundlichere Fahrzeuge eingesetzt wirden.
Oder es komme gar zu einer Umlagerung des Verkehrs auf die Schiene. Die
Vernehmlassung dauerte bis am 30. September 2020. %°

Chemin de fer

Le choix de variantes pour le tracé de chacune des NLFA a été source de plusieurs
conflits. Pour la ligne du Gothard, les problémes furent particulierement débattus dans
les cantons d'Uri et de Schwyz. Le gouvernement uranais s'est notamment déclaré
opposé aux quatre variantes proposées en consultation. Des groupes écologistes
schwytzois ont également manifesté leur mécontentement face aux choix proposés. Au
Tessin, le gouvernement cantonal a également rejeté la variante officielle. Selon le
DFTCE, les exigences de ces trois cantons (TI, SZ, UR) renchériraient le coGt de la NLFA
de CHF 1.6 milliards. Concernant le Lotschberg, les cantons du Valais et de Berne sont
parvenu a un accord sur une variante. Celle-ci s'étant révélée trop chere, chacun dut
faire quelques concessions en rationalisant le tracé afin de respecter I'enveloppe
budgétaire. ¥

Soutenus par leur population et les communes concernées, les cantons consultés ont
tous demandé plus de tunnels (au total 30 km supplémentaires pour le Gothard et 12
pour le Lotschberg) et ont rejeté les variantes proposées. Pour le Létschberg, Berne et
le Valais se sont opposés a I'abandon provisoire prévu par la variante de base du tunnel
de Niesen dans le Kandertal (BE) ainsi que celui allant vers Mundbach (VS). lls ont
également réclamé que le Gothard et le Lotschberg soient traités sur un pied d'égalité.
Concernant le Gothard, les exigences des cantons conduiraient a ce que pratiquement
toute la ligne soit enterrée. Uri a considéré que les variantes des CFF ne respectaient ni
I'homme, ni I'environnement et a refusé qu'elles passent dans la vallée de la Reuss. Il a
lui-méme débloqué des fonds pour étudier un tracé dans la montagne. Schwytz a rejeté
particulierement le viaduc entre Brunnen et Schwytz et a également souhaité une ligne
souterraine. Il a en outre exigé un raccordement entier pour Arth-Goldau. Le Tessin
s'est prononcé pour I'enterrement de la ligne peu apres Biasca et le prolongement du
tunnel jusqu'a Lugano et non jusqu'a Taverne. La traversée de la plaine de Magadino a
également été contestée. De plus, selon les voeux du canton, Bellinzone devrait étre
contourné par l'ouest plutdt que par I'est et la ligne devrait étre prolongée jusqu'a
Chiasso. #

Le débat sur le choix de ne construire qu'un seul tunnel afin d'épargner les finances
fédérales s'est poursuivi en 1994. Certains politiciens alémaniques ont exprimé leur
conviction que la construction du seul tunnel du Gothard était suffisante, ce qui a
provoqué I'ire d'un certain nombre de Romands et de Bernois. Pour sa part, s'appuyant
sur de nouvelles analyses financiéres concluant que la Suisse ne pourra faire face a des
investissements aussi gigantesques, Otto Stich a, & nouveau, affirmé qu'il était
nécessaire de ne construire que le Gothard. Ces déclarations ont provoqué de fortes
protestations, notamment de la part du Valais et de Berne ainsi que des autres cantons
romands, de diverses organisations et de Michel Béguelin (ps, VD), président de la
commission des transports du Conseil national. Ceux-ci ont répliqué que, s'il s'agissait
de faire des économies, c'est bien plutét au Gothard qu'il fallait renoncer car son codt
est plus élevé que celui du Létschberg. Ils ont par ailleurs rappelé qu'il fallait respecter
la volonté populaire et ne pas frustrer une fois de plus la Suisse occidentale. Les trois
partis gouvernementaux bourgeois se sont également ralliés a ces protestations. Le
chef du DFTCE a répondu aux propos d' Otto Stich en certifiant que les deux tunnels
pouvaient étre financés, qu'ils étaient nécessaires pour absorber le trafic européen et
indispensables pour la Suisse romande. Le Conseil fédéral a pour sa part assuré que le
percement du Lotschberg ne serait pas retardé et que les deux tunnels seraient traités
sur un pied d'égalité.

Afin de sortir de ce débat, Max Friedli, directeur de I'OFT, a proposé de séparer la
question de la construction des tunnels de celle des voies d'accés qui est la plus
conflictuelle. Il s'agirait ainsi de réaliser dans un premier temps les tunnels de maniére
simultanée et de remettre a plus tard I'étude des voies d'accés et de leurs variantes.
Les tunnels pourraient ainsi étre achevés en 2005, en tout cas pour le Létschberg. Les
cantons du Valais, de Berne, du Tessin et d'Uri ont répondu favorablement a cette
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proposition.

Le comité urannais «Neat in den Berg», qui oeuvre en faveur d'une variante passant
dans la montagne, a toutefois refusé cette idée et demandé une décision d'ensemble
prenant en compte tous les facteurs. Selon lui, une construction par étapes risquerait
d'aboutir a un manque de moyens pour la réalisation de voies d'accés compatibles avec
I'environnement. De méme, les représentants du Kandertal (BE) et des associations
actives de la région ont refusé une construction par étapes et ont exigé une réalisation
compléte avec le tunnel du Niesen. »

L'OFT et les CFF ont rendu public le concept « Rail 2030 ». Selon le mandat du Conseil
fédéral, I'OFT a d’abord déterminé les besoins a I'horizon 2030 et les travaux
nécessaires pour les satisfaire, avant d'élaborer deux variantes, respectivement a CHF
12 et & CHF 21 milliards, cette derniére incluant le trafic régional. Pour répondre a la
croissance de la demande, le concept retenu privilégie I"'augmentation du nombre de
trains, l'allongement des trains et des quais de gare a 400 metres, ainsi que la
généralisation des trains a deux niveaux avec I'adaptation en conséquence des gabarits
des tunnels. La construction de voies ferrées supplémentaires et de tunnels joue ainsi
un réle tout a fait secondaire dans la stratégie présentée (a I'exception des tunnels du
Heitersberg, dans la variante 1, et du Zimmerberg, dans la variante 2). Les projets
prioritaires de la variante 1 concernent les axes Genéve-Lausanne-Viege et Genéve-
Berne-Zurich-St-Gall, pour le trafic voyageurs « grandes lignes », et les axes Lausanne-
Neuchétel-Bienne-Berne-Aarau-Zurich et Bale-gare de triage du Limmattal-Rotkreuz,
pour le trafic marchandises. La variante 2 comprend en outre des projets visant a
développer le trafic marchandises au St-Gothard et le trafic régional dans les régions
de Béle, de Berne, de Lucerne, de Saint-Gall et de Zurich, ainsi que les liaisons de
Zurich en direction de Zoug, de Lucerne et du Tessin et celle entre Lugano et Locarno.
Plusieurs projets dprement discutés ces derniéres années (troisiéme voie Lausanne-
Genéve, achévement du Lotschberg, tunnel du Wisenberg, etc.) ont été exclus des
variantes et relégués au troisieme rang de priorité. Le concept ne regle pas la question
du financement, mais I'OFT a communiqué diverses options encore a |'étude. En |'état,
les investissements nécessaires sont estimés, selon la variante, de CHF 300 a 600
millions par an de 2017 @ 2030. L'OFT a évoqué la possibilité de prolonger le fonds pour
les transports publics (FTP) et de I'alimenter par la part fédérale aux recettes de la
RPLP, une part de I'impot sur les huiles minérales et 0,1% de TVA. L'introduction d'une
redevance sur les titres de transports de 5-10% du prix (taxe sur la mobilité),
|"affectation au FTP de la part des cantons & la RPLP, la hausse du prix du sillon ou la
conclusion de partenariats publics-privés sont également étudiées. Aprés la soumission
du concept aux cantons pour avis, la mise en consultation d'un avant-projet de
message est prévue d’ici a I'été 2011.

Lors de la consultation, la priorité accordée au trafic voyageurs « grandes lignes » sur le
plateau a été critiquée par les cantons de montagne et périphériques. La relégation des
projets de développement de I'axe ferroviaire du Gothard dans la seconde variante a
suscité la colere du Comité du St-Gothard, réunissant des représentants des treize
cantons sis sur cet axe. Les cantons de Berne et du Valais ont quant & eux vivement
déploré I'exclusion du projet d’achevement du tunnel du Létschberg, alors que les
cantons de Glaris, des Grisons, de Saint-Gall, de Schwytz et de Zurich ont réclamé le
passage a la cadence semi-horaire de la liaison Coire-Zurich par les trains Intercity. Si
les cantons du plateau se sont montrés majoritairement favorables au concept, le
canton de Geneve a fustigé I'abandon du projet de troisieme voie entre Lausanne et
Genéve et celui d’Argovie s’est élevé contre la relégation du tunnel du Wisenberg.
Quant au financement, les cantons ont unanimement rejeté les mesures proposées par
I’'OFT, dénoncant une tentative de transfert de charges. La Conférence des directeurs
cantonaux des transports a ainsi catégoriquement refusé I'affectation de la part
cantonale de la RPLP a Rail 2030, rappelant que, s'agissant d'une tache fédérale, il
incombe a la Confédération de pourvoir a son financement.

Im Sommer 2023 préasentierte der Bundesrat die Botschaft fiir eine Zusatzfinanzierung
der strassenseitigen Autoverlade-Infrastruktur sowie flir eine Anpassung im
Finanzierungsmodell des Autoverlads. In der Schweiz waren anfangs 2023 flnf
Autoverlade (Lotschberg, Vereina, Furka, Oberalp und Simplon) der Bahnunternehmen
BLS, RhB und MGB in Betrieb. Die beiden Autoverlade am Simplon und an der Oberalp
waren jedoch von der Vorlage ausgenommen. Da nebst dem Autoverlad durch den
Simplon ganzjahrig eine Passstrasse bestehe, erachtete der Bundesrat diese
Verbindung nicht als Teil der Autoverlade mit grundlegender Erschliessungsfunktion
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und gedachte den Weiterbetrieb dieses Angebots (Abgeltung der ungedeckten Kosten)
weiterhin dem Kanton Wallis zu Uberlassen. Der Verlad am Oberalppass wurde im
Frihling 2023 aufgrund geringer Nachfrage (Wintereréffnung der Strassenverbindung
Uber den Lukmanierpass) eingestellt.

Die drei Autoverlade, die im Nationalstrassennetz eine grundlegende
Erschliessungsfunktion erflllen (Lotschberg, Vereina und Furka) sollten nach der
Meinung des Bundesrates mit zusatzlichen CHF 40 Mio. unterstitzt werden. Das
Parlament hatte im Voranschlag 2019 bereits einen Verpflichtungskredit von CHF 60
Mio. flr Investitionsbeitrage an Verladeanlagen und Rollmaterial gesprochen. Da jener
Kredit Ende 2021 ausgeschopft war, gemass einer Erhebung des BAV im Jahr 2020 bei
den Bahnunternehmen aber weiterhin ein Mittelbedarf von CHF 140 Mio. fur diverse
Investitionen bestehe, sei dieser zuséatzliche Kredit noétig. Im Gegensatz zum
vorangehenden Kredit sei dieser nur fur die strassenseitige Infrastruktur, jedoch nicht
fur Investitionen in Rollmaterial vorgesehen.

Nebst dem zusatzlichen Kredit sah der Bundesrat vor, das Finanzierungssystem der
Autoverlade zu modifizieren. Das Modell beinhaltete dabei drei Kategorien: So sollte bei
der Finanzierung des Rollmaterials neu analog zum regionalen Personenverkehr eine
Mittelbeschaffung via Bankkredite (Fremdfinanzierung) erfolgen. Die Folgekosten dieser
Finanzierungsart sollten Uber die Befdrderungsentgelte gedeckt werden. In der
Vergangenheit seien solche Investitionen mit Abgeltungen und Investitionshilfen in der
Form von A-fonds-perdu-Beitragen gedeckt worden. Dies hatte dazu beigetragen, dass
die Autoverlade kostendeckend haben arbeiten kénnen, jene Form der Unterstltzung
werde aber in ahnlichen Bereichen nicht (mehr) angewandt, weshalb geméss Bundesrat
ein Systemwechsel angezeigt sei. Bei allfalligen Defiziten kénnte der Bund jedoch
weiterhin mit Betriebsabgeltungen in die Bresche springen. Die Finanzierung der
strassenseitigen Infrastruktur sollte wie bis anhin mit den zweckgebundenen A-fonds-
perdu-Mitteln aus der Spezialfinanzierung Strassenverkehr und die eisenbahnseitige
Infrastruktur weiterhin aus dem Bahninfrastrukturfonds finanziert werden.

In der Vernehmlassung, welche von Juni bis September 2022 stattgefunden hatte und
in welcher 54 Stellungnahmen eingegangen waren, wurde die Vorlage grundsatzlich
begrisst. Vor allem die Grundidee der Autoverlade, die grossen Nutzen fur die
entsprechenden Regionen stifteten und sich positiv auf die Umwelt auswirkten, wurde
dabei gelobt. Vorwiegend die betroffenen Bahnunternehmen kritisierten aber den
Systemwechsel bei der kinftigen Finanzierung des Rollmaterials und forderten eine
Solidarbirgschaft des Bundes, damit sie glnstiger an Kredite kommen kdénnten.
Andernfalls konnte eine Erhdhung der Tarife fur die Autoreisenden noétig werden. Der
Bundesrat lehnte eine solche Forderung jedoch ab, da es sich um zu wenige Falle
handle, um hierflr ein System einzurichten, und eine Blrgschaft der Kostentransparenz
entgegenlaufen wirde. Den Systemwechsel kritisch beurteilt hatten auch die Kantone
Graublinden und Wallis, da bei den Bahnunternehmen in naher Zeit grdssere
Investitionen in Rollmaterial anstiinden. Der Kanton Wallis hatte zudem gewtnscht, dass
der Simplon-Autoverlad ebenfalls vom Bund mitfinanziert wird, sofern die Passstrasse
wahrend mindestens achtundvierzig Stunden geschlossen werden muss. %

Aménagement du territoire et logement
Logement et loyer

Ende Januar 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass er die Volksinitiative des
Mieterverbandes «Mehr bezahlbare Wohnungen>» abzulehnen gedenke. Bereits in
seiner Ansprache zur Wohnungspolitik im Jahr 2013 hatte der Bundesrat die Ansicht
vertreten, dass der Staat moglichst wenig in die Wohnraumversorgung eingreifen solle,
und diese Ansicht vertrat er nach wie vor. Dennoch anerkannte die Regierung den
gemeinnltzigen Wohnungsbau als «markterganzendes Segment zum Schliessen von
Angebotslicken». Trotz der sich entspannenden Marktlage gabe es in gewissen
Regionen Bevolkerungsgruppen, die mit starken Schwierigkeiten zu kdmpfen hatten,
eine angemessene und zahlbare Wohnung zu finden. Aus diesem Grund beantragte der
Bundesrat eine Aufstockung des Fonds de Roulement flr die Darlehensgewadhrung an
gemeinnutzige Wohnbautrager und gab diesen Entwurf in die Vernehmlassung. Der
Fonds de Roulement ist mit Darlehen des Bundes dotiert und dient dem Zwecke,
gemeinnUtzigen Bautrégern zinsglinstige Darlehen flr die Erstellung, Erneuerung oder
den Erwerb von preisglnstigen Liegenschaften zu gewahren.

Bereits nach Bekanntgabe der bundesrétlichen Stellungnahme zeigte sich der
Mieterverband (SMV) enttduscht von der ablehnenden Haltung des Bundesrates und
bezeichnete die geplante Aufstockung des Rahmenkredites als nicht ausreichend.
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Ferner monierte der Verband, dass diese Massnahme nicht garantieren wurde, dass
Genossenschaften tatsachlich geférdert wirden, da die Mittel mit dem jahrlichen
Budget beschlossen wurden und in diesem Rahmen Kredite bereits mehrfach gekurzt
worden seien. Auf der anderen Seite gab sich auch der Hauseigentimerverband (HEV)
nicht vollends zufrieden. Zwar begrisste er die Ablehnung der Initiative durch den
Bundesrat, konnte die Aufstockung des Fonds aufgrund des aktuell hoéchsten
Leerwohnungsbestandes seit 1999 jedoch nicht nachvollziehen. Der HEV dusserte die
Beflirchtung, damit kreiere der Bundesrat ein Uberangebot an Wohnraum, was geméass
Verband einen Preiszerfall zur Folge hétte.

Von den 58 im Rahmen der Vernehmlassung eingegangenen inhaltlichen
Stellungnahmen beurteilten 47 Vernehmlassungsteilnehmende - darunter die VDK, alle
stellungnehmenden Kantone, die SP, die Grunen, die CVP und die BDP, der
Schweizerische Gemeindeverband und der Stadteverband sowie die Gewerkschaften -
die Aufstockung des Fonds als positiv, wéhrend die restlichen 11 Akteure diese
ablehnten - namentlich neben dem HEV die Parteien der FDP und SVP sowie die
Wirtschaftsverbédnde und Verbande im Immobiliensektor. Unter den beflrwortenden
Stellungnahmen stand ein gutes Drittel - darunter neben dem SMV auch die Kantone
Basel-Stadt und Neuenburg, die Parteien der SP und der Grlnen sowie vier Stellung
nehmende Stadte und Orte - gar flr eine hohere Aufstockung ein. Die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir die Berggebiete und der Kanton Wallis knUpften ihre
Unterstltzung zur Aufstockung des Fonds an die Bedingung, dass auch Massnahmen
ergriffen werden, um die Wohnsituation in Berggebieten zu verbessern.

Einige Vernehmlasser kritisierten ferner den bundesrétlichen Vorschlag, die
Aufstockung des Fonds an die Ablehnung oder den Rickzug der Volksinitiative zu
knupfen. Das Gros der Stellungnahmen unterstutzte jedoch die Ablehnung der
Volksinitiative. Wahrend einige Vernehmlassungsteilnehmende diesbezlglich bewusst
auf einen Positionsbezug verzichteten, sprachen sich die SP und der
Gewerkschaftsbund bereits in ihren Antworten explizit fur die Unterstitzung des
Volksbegehrens aus.

Durch die Annahme zweier Motionen (Mo. 20.2451; Mo. 20.3460) war der Bundesrat
vom Parlament in der Sommersession 2020 beauftragt worden, eine Vorlage zur
Regelung der Geschéftsmieten auszuarbeiten, die eine Aufteilung der Mietzinse von
Betrieben oder Einrichtungen, die wahrend der ersten Welle der Corona-Pandemie
behoérdlich geschlossen werden mussten oder nur stark eingeschrankt betrieben
werden konnten, im Verhaltnis von 40 (Mieterseite) zu 60 (Vermieterseite) fir die Dauer
der behdrdlich verordneten Massnahmen vorsah.

Vom 1. Juli bis zum 4. August 2020 gab der Bundesrat einen Entwurf flr ein
entsprechendes Covid-19-Geschéftsmietegesetz in die verklrzte Vernehmlassung,
deren Ergebnis unter den 178 stellungnehmenden Parteien kontrovers ausfiel. Neben elf
Kantonen (AR, BL, GE, LU, NW, OW, SZ, TG, UR, ZG, ZH) lehnten mit den FDP.Liberalen
und der SVP auch zwei grosse Parteien sowie Economiesuisse, der Schweizerische
Gewerbeverband, der Hauseigentliimerverband und Immobilienverbénde die Vorlage ab.
Zustimmung erfuhr der Entwurf von acht Kantonen (Al, BS, FR, GL, GR, NE, SO, VD), den
Parteien der Grianen, SP, CVP und EVP, von den Organisationen der Mieterinnen und
Mieter, dem Schweizerischen Stadteverband sowie von Gastro- und Berufsverbanden.
Sechs Kantone (AG, BE, SG, SH, TI, VS) und die GLP hoben sowohl Vor- als auch
Nachteile des Entwurfs hervor. Die sich in der Uberzahl befindenden ablehnenden
Stellungnehmenden kritisierten, dass der Staat mit einem solchen Gesetz massiv in die
Vertragsverhéltnisse zwischen Privaten eingreife, was in keinem Verhaltnis zum
volkswirtschaftlichen Nutzen einer solchen Regelung stehe. Ferner bestehe keine
Verfassungsgrundlage fur ein solches Vorgehen und ein allgemeiner Verteilschlissel von
60/40 sei kein geeignetes Mittel, um den unterschiedlichen Situationen der
Betroffenen gerecht zu werden. Die beflrwortende Seite sprach sich in der
Vernehmlassung teilweise fur weitergehende Forderungen aus, man akzeptiere jedoch
den gewéhlten Weg als Kompromiss und begrisse ein rasches Vorwértsgehen, liess etwa
Natalie Imboden, Generalsekretarin des Mieterinnen- und Mieterverbandes, gegenlber
Le Temps verlauten. Im Anschluss an die Vernehmlassung passte der Bundesrat die
Vorlage punktuell an, in erster Linie, um Unsicherheiten in der Anwendung zu
reduzieren.

Am 18. September 2020 préasentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Covid-19-
Geschaftsmietegesetz. Darin verzichtete er aufgrund der kontroversen Stellungnahmen
darauf, dem Parlament die Botschaft zur Annahme zu beantragen, und bekréaftigte
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ebenfalls seine bereits im FrUhjahr vertretene negative Haltung gegeniber einer
solchen Regelung (vgl. etwa Mo. 20.3161; Mo. 20.3142 oder die Stellungnahme des
Bundesrates zur Situation der Geschaftsmieten). Dass der Bundesrat «seine eigene»
Vorlage ablehnt (NZZ), war einigen Pressetiteln einen zentralen Vermerk wert. Konkret
regelt der Gesetzesentwurf Mietverhaltnisse von 6ffentlich zugénglichen Einrichtungen
und Betrieben, die aufgrund der Covid-19-Verordnung 2 (Fassung 17./19./21.3.20)
schliessen mussten (z.B. Restaurants, Coiffeursalons), und von
Gesundheitseinrichtungen, die ihre Tatigkeiten reduzieren mussten. Fur Erstere soll
das Gesetz Uber die gesamte Dauer der vom Bund verordneten Schliessung gelten (17.3-
21.6.20), wahrend Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb einschranken mussten,
gemass Entwurf lediglich fir eine maximale Dauer von zwei Monaten von einer solchen
Mietzinsreduktion profitieren kénnten. Von der 60/40-Regelung betroffen sind nur
Mietverhéltnisse, deren Nettomietzins pro Monat CHF 14'999 nicht Ubersteigt. Bei
einem Nettomietzins zwischen 15'000 und 20'000 ist es beiden Mietparteien
vorbehalten, durch eine einseitige schriftliche Mitteilung auf die Gesetzesregelung zu
verzichten. Die Regelung gilt nur fur Vertragsparteien, die zuvor noch keine
ausdruckliche Einigung erzielt haben. Fur den Fall, dass Vermieterinnen und Vermieter
oder Pachter und Pachterinnen durch die Mietzinsreduktion in eine wirtschaftliche
Notlage geraten wdirden, soll beim Bund eine finanzielle Entschadigung beantragt
werden kénnen. Dieser stellt dafur einen Hartefallfonds in der Hohe von maximal CHF
20'000 bereit. 7

Droit foncier

Im Februar stellte der Bundesrat eine Pool-Lésung fiir Ferienhaus-Kontingente zur
Diskussion. Danach soll der Bund unausgeschopfte kantonale Kontingente fir den
Verkauf von Ferienwohnungen an Auslander kurz vor dem Verfall auf Kantone mit
Mehrbedarf - das sind insbesondere die Kantone Wallis und Tessin - umverteilen
konnen. Die Kantone kénnten auf diese Weise ihre Kontingente bis maximal um die
Halfte aufstocken. Am gesamtschweizerischen Kontingent von 1'420 Ferienwohnungen
und Wohneinheiten in Apparthotels, das seit Jahren nicht ausgeschopft wird, hielt der
Bundesrat flr 1997 und 1998 aber fest. In der Vernehmlassung sprachen sich nur die SP
und die Schweizer Demokraten gegen diese Neuordnung der Lex Friedrich aus. Sie
kritisierten, dass damit die bereits stark belasteten Tourismusregionen weiterbauen
kénnten. Die burgerlichen Bundesratsparteien und die Tourismuskantone begrissten
die Flexibilisierung des Wohnungsmarkts. Bereits auf den 1. August des Berichtsjahrs
setzte der Bundesrat eine entsprechende Verordnungsénderung in Kraft.

Die Absicht des Bundesrates, das Bundesgesetz liber den Erwerb von Grundstiicken
durch Personen im Ausland (Lex Koller) aufzuheben, stiess in der Vernehmlassung
grossmehrheitlich auf Zustimmung. Anlass zu Kritik gaben jedoch die flankierenden
raumplanerischen Massnahmen. Die Burgerlichen lehnten sie mit dem Hinweis auf die
Kompetenzen der Kantone in der Raumplanung ab, wéhrend die Griinen, die SP sowie
Natur- und Umweltschutzverbdnde sie als ungenltgend beurteilten. Der
Zweitwohnungsanteil sei bereits heute zu hoch, und die vom Bundesrat vorgeschlagene
Delegation der Verantwortung an die Kantone via Richtplanung lasse diesen zu viel
Spielraum. Der Boom von Zweitwohnungen lasse sich nur mit einer Kontingentierung in
den Griff bekommen. Die meisten Kantone zeigten sich mit der Aufhebung der Lex
Koller einverstanden, doch ging manchen die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes
ebenfalls zu weit. Sie schrénke die kantonale und kommunale Autonomie zu stark ein.
Die Tourismuskantone Wallis und Graubiinden lehnten die Anderung des
Raumplanungsgesetzes strikt ab; sie sind dabei, eine neue Tourismussteuer
auszuarbeiten, die auch Zweitwohnungsbesitzer zur Kasse bittet. 2

Ende Juni schickte der Bundesrat seinen Entwurf zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative in die Vernehmlassung. Das Ausflihrungsgesetz und die
entsprechende Verordnung orientierten sich im Grundsatz an den Bestimmungen der
per 1.1.13 in Kraft getretenen Ubergangsverordnung, die den Interessen der betroffenen
Regionen bereits Rechnung tragt. Von den 144 eingegangenen Stellungnahmen
begrissten insbesondere die bdlrgerlichen Parteien, wirtschaftliche Dachverbande,
Tourismusorganisationen, Baumeister, Bergkantone - darunter auch der Kanton Wallis -
sowie die BPUK die Entwdurfe in ihrer Stossrichtung. SP, EVP, GLP und Grline sowie
gewichtige Natur- und Umweltschutzorganisationen wie der WWF, VCS und Pro Natura
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hingegen lehnten den Gesetzesentwurf ab. So auch Helvetia Nostra, von wessen Seite
verlautet wurde, gegen ein so ausgestaltetes Gesetz wirde man das Referendum
ergreifen, da es dem gedusserten Volkswillen widerspreche. Insbesondere stiess sich
der Verein an der Méglichkeit zur Uberschreitung des Schwellenwerts von 20%, sofern
die neuen Zweitwohnungen auf einer kommerziellen Vertriebsplattform zur Miete
angeboten wirden. Das Bundesamt fir Raumentwicklung liess hierauf verlauten, man
habe mit dem vorgelegten Entwurf die im Berichtsjahr von BAK Basel prognostizierten
schwerwiegenden wirtschaftlichen Auswirkungen verhindern wollen, mit welchen die
betroffenen Gebiete bei einer rigiden Umsetzung der Initiative zu rechnen hatten. In
seinem Vernehmlassungsentwurf hatte der Bundesrat hierzu eine Einschrankung
vorgenommen, wonach die Méglichkeit zur kommerziellen Vermietung nur in Gebieten
zugelassen werden kann, wo ein tatsachlicher Bedarf nach Ferienwohnungen besteht.
Zu Beginn des folgenden Jahres will die Landesregierung die Botschaft zum
Bundesgesetz Uber Zweitwohnungen prasentieren. *°

Construction de logements et propriété

In Erfillung einer Motion Leo Mdller (cvp, LU) présentierte der Bundesrat im Mérz 2016
seine  Botschaft zum Bundesgesetz i{iber die Besteuerung land- und
forstwirtschaftlicher Grundstiicke, mit dem die Rickkehr zur 2011 aufgeldsten Praxis
der Gewinnbesteuerung besiegelt werden soll. Wertzuwachsgewinne aus dem
Anlagevermogen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sollten somit nicht
mehr langer vollumfénglich, sondern privilegiert besteuert werden. In der
Vernehmlassung hatte sich die Mehrheit der Kantone, die FDP (mit Ausnahme der
Waadtldnder Sektion), die SP und nicht zuletzt auch die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, der Schweizerische Gewerbeverband und
der Gewerkschaftsbund gegen das Gesetzesvorhaben ausgesprochen. Vorgebracht
wurden unter anderem Bedenken zur Rechtsgleichheit, da Landwirte erneut gegentber
anderen Selbstandigerwerbenden bevorzugt wirden. Zudem wurde die Beflirchtung
geadussert, dass bei den Kantonen mit Mindereinnahmen zu rechnen sei. Explizit
begrisst wurde die Ruckkehr zur bisherigen Praxis von der SVP und der CVP, den
Kantonen Freiburg, Genf, Nidwalden, Tessin, Waadt und Wallis sowie einer Mehrheit der
stellungnehmenden Verbande und Organisationen, darunter auch der Schweizerische
Bauernverband. *'

Protection de I'environnement
Protection de la nature

Le DFI a ensuite mis en consultation I'ensemble des cing protocoles de la Convention
des Alpes (agriculture de montagne, protection de la nature et entretien des paysages,
aménagement du territoire et développement durable, tourisme et transports) discutés
& Paris. La majorité des cantons alpins (10 sur 15, soit UR, SZ, OW, GL, GR, TI, VS, NW,
AR, Al et ZG comme canton non alpin) ainsi que le SAB, le PDC, le PRD, I'UDC, le PdL (ex-
PA) et les organisations économiques les ont sévérement critiqués et les ont rejetés.
Malgré les amendements apportés, ils seraient, selon eux, beaucoup trop
unilatéralement axés sur la protection et ne feraient pas de place pour le
développement économique des régions alpines. En revanche, le PS, I'AdI, le PL, les DS,
les Verts et les organisations de protection de I'environnement se sont prononcés
favorablement sur ces protocoles et ont soutenu leur ratification. *2
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Protection des eaux

Dans la nouvelle version de I'ordonnance sur la protection des eaux (OEaux), approuvée
par le Conseil fédéral, figure une dérogation a l'autorisation de déversement d'eaux
issues de circuits de refroidissement ouverts. Cet assouplissement vise a réduire le
probléeme découlant de ['obligation de suspendre le déversement d'eaux de
refroidissement lorsque la température du cours d'eau excede les 25 degrés. Au-dela
de cette température, les autorités pourront donc tolérer des rejets thermiques ayant
un effet minime sur la température de I'eau. Des dérogations spécifiques sont
accordées aux centrales nucléaires existantes. Toutefois, les nouvelles installations
construites devront limiter la production de chaleur et utiliser I'évacuation dans le
cours d'eau seulement pour les rejets thermiques non récupérables.

Le projet de modification a été accueilli favorablement par la plupart des cantons et
par les milieux économiques interrogés. Ce ne fut pas le cas pour le PS, les
organisations environnementales, quelques associations professionnelles et instituts de
recherche, et pour huit cantons (AG, BL, FR, GE, LU, TI, TG, VD). Une des principales
raisons qui motive leur position est la survie des organismes aquatiques. Pour I'assurer,
il faudrait empécher ou limiter toute hausse de température des cours d'eau par des
rejets thermiques. **

Politique climatique

Les modifications |Iégales nécessaires pour le couplage des systéme d'échange de
quota d'émission (SEQE) suisse et européen ont été mises en consultation, en méme
temps que la révision totale de la loi sur le CO2 et I'approbation de I'Accord de Paris.
Des acteurs du secteur de |'énergie, des organisations de politiques énergétiques, des
organisations des transports publics et privés, des organisations de protection de
I'environnement et des associations faitieres de I'économie ont pris part a la
consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.

Le projet de couplage a rencontré un large soutien - tous les cantons sauf Schwyz et
Berne, les commissions et conférences communales, le PBD, le PCS, le PDC, les
Vert'libéraux, le PLR, les associations faitieres de I'économie, les acteurs du secteur de
|'"énergie, quelques organisations des transports publics et privés et autres
organisations I'ont approuvé. D'aprés les partisans, le couplage permettrait a
|'"économie suisse d'étre sur un pied d'égalité avec ses concurrents directs dans I'UE et
la Suisse aurait ainsi acces a un marché plus liquide des droits d'émission. Sur les 256
avis, 26 participants ont rejeté le projet. Il s'agit des cantons de Berne, de Schwyz, des
Verts, des Jeunes Vert-e-s, de I'UDC, de la SES, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et d'autres
organisations. L'efficacité du systéeme européen comme instrument de politique
climatique a été mise en doute en raison des bas prix des droits d'émission. Plusieurs
participants souhaitaient intégrer I'aviation dans le systeme d'échange afin que ce
secteur réduise également ses émissions. Cette mesure était supportée par 15 cantons
(FR, JU, AR, Al, GR, GL, ZG, ZH, UR, GE, SG, OW, LU, VS, NW), la Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, le PS, les Verts, les Jeunes Vert-e-
s, le PDC, le PLR, la SES et les organisations de protection de I'environnement. Elle était
refusée par le Centre Patronal, 'USAM, economiesuisse, I'UP, Aerosuisse et la SIAA. Le
principal argument avancé était que I'Organisation de l|'aviation civile internationale
(OACI) avait déja proposé des mesures dans ce domaine. Sur la question de I'intégration
des centrales thermiques a combustibles fossiles dans le SEQE, 14 cantons (BL, ZH, UR,
AR, Al, GR, GL, ZG, SG, OW, LU, VS, NW, FR) y étaient favorables. La Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, I'UP, Forum suisse de I'énergie,
I'AES, la SES, Swisselectric, les organisations de protection de I'environnement ont
également approuvé la proposition. Finalement, le Centre Patronal, I'USAM, Swissmem,
|'USP et economiesuisse ont proposé que les entreprises puissent demander de sortir
du SEQE ou ay étre intégré.

Le Conseil fédéral a pris connaissance de ces résultats. |l présentera un message au
Parlement pour l'approbation de l'accord sur le couplage des SEQE suisse et
européen. >
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La procédure de consultation a permis de recueillir 256 avis relatifs a la politique
climatique post-2020, particulierement quant a I'approbation de I'Accord de Paris sur
le climat, la révision de loi sur le CO2 et I'approbation de I'accord sur le couplage des
SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de |'énergie, des organisations de
politiques énergétiques, organisations des transports publics et privés, organisations
de protection de I'environnement et des associations faitiéres de I'économie ont pris
part a la consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
La ratification de I'Accord de Paris récolte un large soutien. Toutefois, les objectifs de
réduction des émissions de CO2 sont plus disputés. La plupart des participants sont
favorables a I'objectif global de réduction des émissions de 50% par rapport & 1990
d’ici 2030. A propos de la répartition des parts de réduction d'émissions entre la Suisse
et I'étranger, une trés faible majorité estime que la part a réaliser en Suisse devrait étre
plus élevée que celle proposée dans le projet. Les acteurs de |'économie, les
entreprises et un nombre assez important de cantons appellent a la flexibilisation de
ces parts. Finalement, la fixation d'un objectif moyen révele des avis mitigés. Au sujet
du couplage des SEQE, seul un quart des participants s'y oppose. Du c6té des partisans,
un nombre important d'acteurs doutent de I'efficacité du systeme européen en raison
des prix bas des droits d'émission. D'autres souhaiteraient intégrer I'aviation dans le
SEQE pour que le secteur réduise aussi ses émissions. Pour le projet de révision de la
loi sur le CO2, la hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions,
conférences et associations de communes et quelques partis politiques. Les
organisations de protection de I'environnement voudraient un montant plus élevé que
240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour pouvoir adapter la taxe
au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants est favorable au maintien
des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles, au maintien de
|'obligation de compenser pour les importateurs de carburants, au maintien des
prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les véhicules, au maintien des
activitées de formation, d'information au public et de conseil aux professionnels. Un
tiers des participants est pour l'interdiction subsidiaire des chauffages a combustibles
fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit de la taxe sur
le CO2 au Programme Batiments, ainsi que I'abandon de lI'affectation partielle du
produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie, ne rencontre pas de soutien.

Suite a la procédure de consultation, le Conseil fédéral a pris connaissance des
résultats. Le projet concernant I'approbation de I'Accord de Paris a été transmis au
Parlement dans le cadre d'une procédure accélérée.

L'approbation de I'Accord de Paris a été discutée dans le cadre de la consultation sur
la politique climatique de la Suisse, en méme temps que le projet de couplage du SEQE
suisse et européen, et la révision totale de loi sur le CO2. Des acteurs du secteur de
|'énergie, des organisations de politique énergétique, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de lI'environnement et des
associations faitieres de I'économie ont pris part & la consultation outre les entités
cantonales, communales et les partis politiques.

Environ 95% des participants sont favorables & la ratification de I'accord. Tous les
cantons sauf Schwyz, les partis politiques excepté I'UDC, les conférences et les
commissions communales, les associations faitiéres de I'économie, les acteurs du
secteur de I'énergie excepté Swissoil, les représentants du secteur des transports et les
organisations de protection de I'environnement figurent parmi les partisans. lls
s'attendent & des effets positifs sur I'économie suisse et soulignent I'efficacité de
|'accord pour lutter contre les changements climatiques. Les quelques opposants
estiment que les objectifs de réduction des émissions de CO2 sont trop élevés, et que
la croissance économique et la compétitivité de la Suisse seraient mises en péril.
Concernant I'objectif global (réduction des émissions de gaz & effet de serre de 50%
par rapport a 1990 d’ici 2030) et I'objectif moyen (réduction des émissions de gaz a
effet de serre de 35% en moyenne par rapport & 1990 entre 2021 et 2030) de la Suisse,
les positions sont moins unanimes. Un peu plus de la moitié des participants est
d'accord avec le principe de |'objectif global. La Suisse refléterait ainsi une image
responsable. S'agissant de I'objectif moyen, 43 participants s'y opposent contre 37 en
faveur. Certains interrogés aimeraient que les objectifs soient augmentés, alors que
d'autres voudraient les voir a la baisse. La majorité des organisations de protection de
I'environnement et de politique énergétique, quelques associations faitieres de
|'économie et des partis politiques, cantons et communes refusent les objectifs car ils
ne sont pas assez ambitieux. Enfin, des participants voudraient seulement I'objectif
global. C'est maintenant au tour du Parlement, de statuer sur le projet d'approbation
de I'Accord de Paris. *
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Le projet de révision totale de la loi sur le CO2 pour la période postérieure a 2020 a
été soumis a consultation en paralléle de I'approbation de I'Accord de Paris et du
projet de couplage des SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de I'énergie,
des organisations de politiques énergétiques, organisations des transports publics et
privés, organisations de protection de I'environnement et des associations faftieres de
|"économie ont pris part a la consultation outre les entités cantonales, communales et
les partis politiques.

La hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles
satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions, conférences et
associations de communes et quelques partis politiques. Les organisations de
protection de I'environnement, appuyé par certains partis politiques, voudraient un
montant plus élevé que 240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour
pouvoir adapter la taxe au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants
sont favorables au maintien des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles. Toutefois, un grand nombre d'entre eux rejettent le critére d'exemption
proposé. S'agissant de [I'aménagement de I'exemption de la taxe, le modele
"harmonisation" est préféré a celui de la "dissociation". Plusieurs associations faftiéres
de I'économie souhaiteraient une combinaison d'aspects des deux modéles.
L'obligation de compenser pour les importateurs de carburants convainc les
organisations de I'environnement, les cantons et la plupart des partis politiques. Un
rehaussement du taux de compensation en Suisse est demandé notamment par les
partis politiques, les acteurs du secteur de I'énergie et les organisations de protection
de l'environnement. Principalement, les représentants du domaine des transports
souhaitent abaisser le taux, alors que d'autres le voudraient plus flexibles. Les cantons,
les commissions, les conférences et associations de communes suggerent de fixer le
taux de compensation entre 10 et 20%. La procédure de consultation fait ressortir I'aval
des acteurs pour le maintien des prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les
véhicules. Beaucoup déplorent le manque de mesures de réduction plus efficaces dans
le domaine des transports. D'autres souhaitent davantage d'encouragement pour les
carburants et véhicules émettant peu ou pas de CO2. Les activités de formation,
d'information au public et de conseil aux professionnels doivent continuer d'exister
d'aprés les acteurs consultés. La plupart des entreprises, la majorité des cantons et une
petite majorité des partis politiques rejettent I'interdiction subsidiaire des chauffages a
combustibles fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit
de la taxe sur le CO2 au Programme Béatiments, ainsi que I'abandon de I'affectation
partielle du produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie est refusée par les
organisations de protection de I'environnement et par la majorité des cantons. ¥’

Politique sociale

Population et travail
Protection des travailleurs

Le DEFR, mandaté par le Conseil fédéral, a proposé d'augmenter le nombre annuel de
contrdles relatifs au respect des conditions de salaire et de travail inscrit dans 'article
16e de I'Ordonnance sur les travailleurs détachés (Odét) de 27'000 & 35'000. La hausse
de 30% permettrait de garantir la densité de contrdles nécessaire, suite a I'extension
de I'accord sur la libre circulation des personnes (ALCP) et au nombre croissant de
prises d'emploi de courte durée. Pour les financer, la Confédération et les autorités
cantonales devraient supporter une augmentation des codts d'au maximum 1'600'000
francs.

Lors de la procédure de consultation, 21 participants ont statué en faveur du projet, 24
contre et 4 neutres. Au niveau des cantons, 12 cantons (AG, BE, FR, GE, JU, LU, NE, SO,
TG, TI, VD, VS) ont soutenu le projet de modification et 11 (Al, AR, BS, GR, NW, OW, SG,
SZ, UR, ZG, ZH) étaient contre. Bale-Campagne, Glaris et Schaffhouse ont adopté une
position neutre. Les Verts, le PS, I'USS et Travail.Suisse ont supporté le projet mais
auraient souhaité avoir 50'000 contrdles. Le Centre Patronal, la FER, la CPPREN, I'UVS
et la sec y étaient également favorables. Les partisans ont souligné la nécessité de
renforcer les contrdles en raison de I'augmentation des frontaliers et des résidents de
courte durée. Une hausse des contrdles protégerait plus efficacement, selon quelques-
uns, les conditions salariales et de travail. Le PDC, le PLR, I'UDC, I'USAM, la SSE,
ISOLSUISSE, I'USP, spbh, suissetec, I'UMS, I'Union des arts et métiers Bale-Ville, la
Chambre de commerce de Bale-Campagne ont rejeté la proposition. Certains
estimaient que la qualité des contrdles était plus importante que la quantité. Selon eux,
|'amélioration de la qualité engendrera des colts. Ils ne souhaitent donc pas avoir une
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hausse supplémentaire des dépenses en augmentant le nombre de contrdles. D'autres
étaient d'avis qu'il n'y aurait pas de bénéfice notable et que ca irait a I'encontre de
I'objectif de réaliser des contréles en fonction des risques. *®

Santé, assistance sociale, sport
Politique de la santé

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. Marz 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekdmpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stutzen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verfugungen als Reaktion auf schwere Stérungen der
offentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft Uiber die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz iiber die gesetzlichen Grundlagen fiir Verordnungen des
Bundesrates zur Bewaltigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu befahigen, auch kinftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzufihren und anzupassen.

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verklrzte Vernehmlassung geschickt, in welcher Uber 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwohnisch gegenlberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grossere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Anderungsvorschlage oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, Al, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsatzlich fur den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis fir das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdriickliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem spéateren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstltzung. Wahrend ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, knlpften die
GLP, die Grinen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble a
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstlitzten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdricklich ab - keine einzige stellte sich somit
ausdrucklich dagegen.

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Anderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte - namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezugls] der Kantone» und die vollstindige Uberarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezlglich der Einddmmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behérden festlegen. Er betrifft Uberdies auch den
Auslanderinnen-, Auslander- und Asylbereich, die Entschadigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie urspringlich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Fir Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. *
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Stupéfiants

Ende Februar 2019 legte der Bundesrat die Botschaft zur Anderung des BetmG und der
damit verbundenen Ausfuhrungsverordnung vor. Damit entsprach er Forderungen von
funf gleichlautenden Motionen zur Schaffung gesetzlicher Grundlagen, welche die
Durchfihrung von Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe ermdglichen soll. Die
Motionen waren jeweils in den erstberatenden Réten auf Zustimmung gestossen
(Nationalrat: Mo. 17.4111; Mo. 17.4112; Mo. 17.4113; Mo.17.4114. Standerat: Mo. 17.4210).
Verschiedene Stadte und Kantone hatten in der Vergangenheit Interesse an
entsprechenden  Projekten  bekundet, um  Erkenntnisse zu  alternativen
Regulierungsmodellen zu generieren, da die momentane Situation mit florierendem
Schwarzmarkt, fehlender  Qualitadtskontrolle und hohen  Repressionskosten
unbefriedigend sei. Aufgrund der bisher glltigen Rechtsgrundlage war die Realisierung
solcher Studien bisher jedoch nicht méglich gewesen.

Der bundesrétliche Entwurf sah fir die einzelnen Pilotversuche eine ortliche
Begrenzung auf eine oder mehrere Gemeinden und eine zeitliche Begrenzung auf
maximal funf Jahre (mit Verldngerungsmoglichkeit um zwei Jahre) pro Studie vor.
Weiter soll die Zahl der an einer entsprechenden Studie teilnehmenden Personen nicht
mehr als 5'000 betragen. Zur Gewahrleistung des Jugendschutzes mussten die
Partizipantinnen und Partizipanten volljahrig sein, bereits vor Studienbeginn Cannabis
konsumiert haben und in einer Gemeinde wohnen, die an einem entsprechenden
Pilotversuch teilnimmt. Der Gesamt-THC-Gehalt soll auf 20 Prozent beschrankt
werden. Ebenso sollen die Bezugsmenge einer Begrenzung unterliegen, das Produkt
zum Eigenverbrauch verwendet werden und die Weitergabe des Cannabis an
Drittpersonen verboten sein. Wéhrend der Bezug der Droge nicht unentgeltlich
erfolgen soll, soll diese aber von der Tabaksteuer befreit werden. Abgegeben werden
soll das Produkt an speziell im Rahmen der Studien festzulegenden Verkaufsstellen wie
Apotheken oder Cannabis Social Clubs. Der Konsum im o6ffentlich zuganglichen Raum
soll nicht zuléssig sein und der Gesundheitszustand der Studienteilnehmenden musse
Uberwacht werden. Auch soll verschiedenen Pflichten zum Schutz der 6ffentlichen
Ordnung und Sicherheit nachgekommen werden. Als Bewilligungsbehdérde wirde das
BAG fur die Kontrolle der Einhaltung rechtlicher Vorgaben verantwortlich sein. Ferner
wollte der Entwurf des Bundesrates die Gultigkeit des Experimentierartikels auf zehn
Jahre einschranken. Danach sollen die durch die unterschiedlichen Versuche
gemachten Befunde im Hinblick auf die WeiterfUhrung einer evidenzbasierten
Diskussion Uber die Cannabispolitik zusammengefiihrt werden. Das allgemeine
Cannabisverbot gelte aber weiterhin in der ganzen Schweiz. Nicht Bestandteil des
Entwurfes sei zudem die Diskussion um den medizinischen Cannabis.

Anlasslich der Vernehmlassung, die vom 4. Juli 2018 bis zum 25. Oktober 2018 dauerte,
gingen 126  Stellungnahmen ein. Im Grossen und Ganzen waren die
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv gegeniiber der Anderung des BetmG und der
Ausfihrungsverordnung eingestellt. Bei den Kantonen hatten Aargau, Appenzell
Ausserrhoden und Solothurn keine Vorbehalte, Bern, Glarus, Nidwalden und Schwyz
sprachen sich jedoch grundséatzlich gegen die Vorlage aus. 18 weitere Kantone stimmten
ihr mit Vorbehalten und Anderungswiinschen zu, wahrenddem der Kanton Freiburg eine
grundsatzliche Uberarbeitung verlangte. Die Piratenpartei war die einzige Partei, die
den Entwurf ohne Weiteres begrusste. BDP, FDP, GPS, SP und up! zeigten sich unter
Vorbehalten damit einverstanden, die SVP, CVP, EVP und EDU waren hingegen dagegen.
Zehn Gemeinden (Bern, Zirich, Luzern, Lausanne, Winterthur, Biel, Ostermundigen, St.
Gallen, Thun, Werdenberg) hiessen die Vorlage generell gut; es wurden jedoch noch
einzelne Vorbehalte und Anderungswiinsche angebracht. Von den Vertreterinnen und
Vertretern aus dem Bereich Gesundheit/Sucht und Wissenschaft sagten 31 mit
Vorbehalten und vier (Vereinigung Cerebral Schweiz, RADIX, Infodrog, SNF) ausdricklich
Ja zum Entwurf, drei (JoD, EgD, DAD) lehnten ihn ab. Es war in erster Linie die
Verordnung, auf die in den Stellungnahmen eingegangen wurde. Dabei waren
hauptsachlich die Besteuerung der Cannabisprodukte, die Teilnahmebedingungen an
den wissenschaftlichen Studien und Fragen zum Vollzug im &ffentlichen Raum ein
Thema. *°
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Assurances sociales
Prévoyance professionnelle

Der Bundesrat beabsichtigte im September 2018, die seit 2012 existierende Verordnung
iber die Anlagestiftungen (ASV) zu dndern. Unter anderem wollte er die Stellung der
Anlegerversammlung starken und diese fur die Wahl des Stiftungsrates zusténdig
machen, das bereits bestehende Verbot der Nachschusspflicht - also die Pflicht, bei
Verlusten weiteres, Uber das bereits einbezahlte Kapital hinausgehendes Geld
einzuschiessen - ausdrucklich festschreiben und nichtkotierte Sacheinlagen,
fokussierte Strategien sowie gemischte Anlagegruppen mit hdherem Anteil Aktien oder
alternativer Anlagen ermdglichen.

Dazu fuhrte das BSV zwischen September und Dezember 2018 eine Vernehmlassung
durch, an der sich 19 Kantone, die SVP, drei Dachverbande der Wirtschaft (SGB, SAV,
SGV) und 17 weitere Organisationen und Durchflihrungsstellen beteiligten. Gemaéss
Vernehmlassungsbericht des BSV wurde die Vorlage allgemein positiv aufgenommen,
unter anderem zeigten sich die Kantone mehrheitlich zufrieden damit. Folglich
entschied der Bundesrat im Juni 2019, die Anderungen auf den 1. August 2019 in Kraft
zu setzen. *

Zwischen Dezember 2019 und Mai 2020 fuhrte der Bundesrat eine aufgrund der
ausserordentlichen Lage verlédngerte Vernehmlassung zur Reform der beruflichen
Vorsorge durch. Daran beteiligten sich alle Kantone, acht im eidgendssischen
Parlament vertretene Parteien sowie zahleiche Verbédnde und Gewerkschaften. Wie
bereits zuvor in den Medien zu vernehmen gewesen war, stellten der
Pensionskassenverband ASIP sowie der Schweizerische Baumeisterverband, Swiss Retail
Federation und Arbeitgeber Banken eigene Reformmodelle vor, die insbesondere eine
starkere Reduktion des Umwandlungssatzes beinhalteten und von verschiedenen
Vernehmlassungsteilnehmenden unterstiitzt wurden (etwa dem SGV, Swissbanking,
GastroSuisse, ICT Switzerland und verschiedenen Pensionskassen).

Die Mehrheit der Kantone (AR, BE, BS, FR, GE, GL, JU, LU, NE, SH, VD, VS) unterstiutzte
die Stossrichtung der Vorlage, einige lehnten sie jedoch wegen dem vorgeschlagenen
Rentenzuschlag insgesamt ab (BL, NW, OW, SG, SZ, ZG, ZH). Der Rentenzuschlag stellte
sich denn auch nicht unerwartet als grosster Streitpunkt der Vorlage heraus: Von den
Kantonen sprachen sich 14 ausdriicklich dagegen (Al, BE, GL, BL, GR, NE, NW, OW, SZ, TI,
UR, VS, ZG, ZH) und acht ausdrtcklich daftr aus (AG, BS, JU, LU, SO, SH, TG, VD). Auch
die burgerlichen Parteien BDP, CVP, EVP, FDP und SVP beflrworteten die Reform,
insbesondere die Senkung des Umwandlungssatzes, lehnten aber den Rentenzuschlag
ab. Verschiedene burgerliche Jungparteien storten sich insbesondere daran, dass die
entsprechende Umverteilung auf Kosten der arbeitenden Bevoélkerung und der
zukinftigen Generationen geschehe. Umgekehrt nannten die SP und die Grinen die
Erhaltung der bisherigen Rentenhdhe - und somit den Rentenzuschlag - als Bedingung
fUr ihre Zustimmung zur Senkung des Umwandlungssatzes. Seitens Verbande erfuhr der
bundesratliche Vorschlag Unterstitzung  von seinen Urhebern, dem
Arbeitgeberverband, dem Gewerkschaftsbund und Travail.Suisse, wahrend diverse
andere Verbande wegen dem Rentenzuschlag die Alternativmodelle bevorzugten.
Deutlich weniger umstritten als der Rentenzuschlag und die Senkung des
Umwandlungssatzes war die Senkung des Koordinationsabzugs, die alle Teilnehmenden
guthiessen. Umstritten war jedoch die Hohe der Senkung. So schlugen beispielsweise
BDP, CVP und EVP eine Senkung auf 40 Prozent des AHV-Lohns, aber einen maximalen
Abzug von CHF 21'330 vor, die SVP und der Kanton St. Gallen beflrworteten eine
Senkung bis zur Eintrittsschwelle (CHF 21'330) und die SP und die Griinen bevorzugten
eine vollstandige Abschaffung des Koordinationsabzugs. Auch bezlglich der Staffelung
der Altersgutschriften gab es zahlreiche unterschiedliche Vorschlage, wobei sich viele
Vernehmlassungsteilnehmende einen Sparbeginn ab dem 20. Altersjahr winschten. *?
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Assurance-maladie

Die Schweiz verfiigt Uiber eine der héchsten Dichten an praktizierenden Arztinnen und
Arzten in der OECD. Zur Beschrankung der Arztezahl hatte das Parlament 2000 eine
zeitlich begrenzte Bedurfnisklausel eingefihrt und diese bis 2011 dreimal verléangert.
Aufgrund der grossen Zahl an Praxiseréffnungen nach dem Auslaufen der
Bedurfnisklausel schrankte das Parlament die Zulassung von Leistungserbringenden
2013 in einem dringlichen Bundesgesetz erneut ein. Nachdem der Nationalrat einen
Vorschlag zur langfristigen Steuerung des ambulanten Bereichs in der
Schlussabstimmung abgelehnt hatte, musste die Zulassungsbeschréankung 2016 erneut
verlangert werden. Gleichzeitig beauftragte das Parlament den Bundesrat, einen neuen
Vorschlag zur Zulassung der Leistungserbringenden in die Vernehmlassung zu schicken.
Diesen Vorschlag basierte der Bundesrat auf den Bericht zur Erflllung eines Postulats
der SGK-SR.

Der Bundesrat schlagt dabei Massnahmen auf drei Interventionsebenen vor. Eine erste
Ebene dient der Sicherung der Qualifikation der Leistungserbringenden; dabei sollen
Anforderungen an Aus- und Weiterbildung, an das Erlangen von Diplomen sowie an die
Anerkennung auslandischer Diplome formuliert werden. Auf einer zweiten Ebene sollen
die  Anforderungen an die Leistungserbringenden durch ein formales
Zulassungsverfahren mit allfalliger Wartefrist von zwei Jahren, durch einen Nachweis
der Qualitat der Leistungserbringung sowie durch die Knupfung der Tatigkeit zu Lasten
der OKP an Auflagen erhoht werden. Die Versicherer sollen eine Organisation schaffen,
welche Uber die Zulassungsgesuche entscheidet. Die dritte Interventionsebene
beschreibt Massnahmen, die es den Kantonen erlauben, das Versorgungsangebot nach
Bedarf zu regeln. Dazu gehdren Hochstzahlen an zu Lasten der OKP im ambulanten
Sektor tatigen Arztinnen und Arzten sowie Zulassungseinschrankungen in Bereichen mit
massivem Kostenanstieg.

An der Vernehmlassung, die vom 5. Juli 2017 bis zum 25. Oktober 2017 stattfand,
beteiligten sich 91 Organisationen. Mehrheitlich einig war man sich Uber die
Notwendigkeit der Zulassungssteuerung, die einzelnen Massnahmen der Vorlage
stiessen jedoch auf unterschiedlich grossen Anklang. Klar flr die Vorlage sprachen sich
die SP, die GDK und CLASS, alle Kantone (ausser AG, GR, JU, LU und TG), die
Konsumentenverbande, der Patientenverband DVSP sowie die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir Berggebiete (SAB) aus. Die SVP und FDP, die meisten
Dachverbénde der Wirtschaft, die Versichererverbénde, die Konferenz der kantonalen
Arztegesellschaften  (KKA) und die meisten kantonalen und regionalen
Arztegesellschaften lehnten die Vorlage deutlich ab. Gespalten zeigten sich die
Verbande der Leistungserbringenden: Einige beflurworteten den bundesréatlichen
Vorschlag, die meisten sprachen sich allerdings dagegen aus oder kritisierten ihn
zumindest stark.

Viel Kritik gab es fur den Vorschlag, die Zulassungssteuerung den Versicherern zu
Ubertragen. Dies wurde als erster Schritt zur Aufhebung des Vertragszwangs gewertet.
Stattdessen solle die Zulassung von den Kantonen gesteuert werden, argumentierten
zahlreiche Akteure. Mehrfach wurde zudem eine Verscharfung der Zulassungskriterien
gefordert. Unter anderem sollen Arztinnen und Arzte mindestens drei Jahre an
schweizerischen Bildungsstatten gearbeitet haben mussen und Uber ausreichende
Sprachkenntnisse verflgen, bevor sie zur Tatigkeit zu Lasten der OKP zugelassen
werden. CVP, FDP und SVP schlugen zudem vor, die Zulassungsbeschrankungen
mittelfristig mit einer einheitlichen Leistungsfinanzierung zu verknipfen.

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Anderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten - jahrlich steigen die Vergltungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent - nicht nur durch
demografische Faktoren erklart werden kénne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurlckzuflhren sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmassig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, Al; Mo. 15.4157) angeregt worden war, kénne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestarkt werden, erklarte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhéht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
hoher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhaltnis von 1:12
zwischen der Hohe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einfihrung des KVG und bei der letzten Erhéhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabsténde der Franchisenerhéhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhéngig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
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eine Bruttokostenhdhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhdohung der
Franchisen im Jahr 2020 nétig machen wurde.

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen - darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbande der Leistungserbringer - stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.
Gelobt wurden insbesondere die Starkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dampfende Wirkung auf den Leistungsbezug.

Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Grinen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehorlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, Tl, VD, VS) lehnten die entsprechende Anderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Anderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhéngig wiirden und dass
dadurch sowie durch die hdéheren Ausgaben der EL die Kosten fir Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten Uberdies, dass die
Anderung  tatsachlich zu einer  Senkung der Inanspruchnahme  von
Gesundheitsleistungen fihren wirde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhéhung am starksten auswirke, wirde eine Erhéhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hatten. Somit wirden diese
auch kaum ihr Verhalten éndern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidaritat
zwischen Gesunden und Kranken - wurde kritisiert -, weil diejenigen bestraft wirden,
die Leistungen beanspruchen missten. *

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Stadte- und der Gemeindeverband, Dachverbadnde der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbande.
Entsprechend breit war trotz Lobes flur die BemuUhungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit  anderen Revisionen,  vor  Finanzierungs-  oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstérkten Burokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklarte. “°

In Erfillung einer Motion der SGK-SR (Mo. 18.4091) legte der Bundesrat im Mai 2021 die
Botschaft zum Bundesgesetz liber die Regulierung der
Versicherungsvermittlertatigkeit in der OKP und den Zusatzversicherungen vor. Wie
von der Motion vorgesehen, soll der Bundesrat im Sinne der Selbstregulierung
Branchenlosungen der Krankenversicherungen im Bereich der Vermittlertatigkeit
allgemeinverbindlich erklaren kénnen, wenn sie von Versicherungen eingereicht
werden, die mindestens zwei Drittel aller Versicherten in der Schweiz abdecken.
Dadurch wirden die Bestimmungen auch flr Versicherungen, die der Vereinbarung
nicht beigetreten sind, obligatorisch. Solche Regelungen sind vorgesehen bezlglich
eines Verbots der Telefonwerbung bei Personen, die nie bei der fraglichen
Versicherung versichert waren, bezuglich der Ausbildung der Vermittlerinnen und
Vermittler, einer Einschréankung ihrer Entschadigungen und der Notwendigkeit von
unterschriebenen Beratungsprotokollen.

Zwischen Mai und September 2020 hatte der Bundesrat dazu eine Vernehmlassung
durchgefuhrt, bei der 84 Stellungnahmen eingingen. Vollstandig einverstanden mit dem
Gesetz zeigten sich 13 Kantone (Al, AR, BE, BL, NE, Nw, OW, SO, TG, T, UR, VS, ZG), die
CVP sowie der Schweizerische Verband der Versicherungsgeneralagenten. Vollstandig
abgelehnt wurde sie von Economiesuisse und dem Gewerbeverband, dem
Schweizerischen Konsumentenforum kf und verschiedenen Versicherungsbrokern. Die
Ubrigen Akteure anerkannten jeweils den Regulierungsbedarf, empfanden den Entwurf
aber als zu weitgehend (FDP, SVP, Bauernverband, Centre Patronal und verschiedene
Versicherer sowie Curafutura und Santésuisse) respektive als zu wenig weitgehend
(Kantone AG, BS, GE, JU, LU, VD; SP, Griine, Gewerkschaftsbund, Konsumentenverbande
FRC und SKS, Ombudsstelle Krankenversicherung).

Die Organisationen, welchen der Entwurf zu weit ging, kritisierten insbesondere die
Definition der Vermittlertatigkeit, bei der der Bundesrat neben den externen auch die
internen Vermittlerinnen und Vermittler bertcksichtigt. Kritisiert wurde auch das
vorgesehene Sanktionssystem und der vorgeschriebene Ausbildungsstandard, da dieser
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nicht durch das SBFI Uberprift werde. Zudem wurde die Notwendigkeit eines neuen
Gesetzes von verschiedenen Teilnehmenden verneint und eine Beeintréchtigung der
Wettbewerbsfahigkeit von kleinen Versicherungen beflrchtet. Weiterfuhrende
Forderungen waren hingegen eine Muss- statt einer Kann-Bestimmung zum Abschluss
einer Vereinbarung sowie die Schaffung einer subsidiaren Kompetenz des Bundesrates,
wenn die Versicherungen keine gemeinsame Vereinbarung erzielen. “

Groupes sociaux
Politique d'asile

In Erflllung einer Motion Abate (fdp, Tl; Mo. 17.3857) présentierte der Bundesrat im Mai
2022 einen Gesetzesentwurf, mit dessen Annahme es dem Bund mdglich werden
wirde, Kantone mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in Ausnahmesituationen
finanziell zu unterstiitzen. Motiviert worden war Abates Vorstoss durch Vorkommnisse
in den Jahren 2016 und 2017; in dieser Zeit beobachtete der Kanton Tessin eine starke
Zunahme an illegaler Migration. Infolgedessen erdffnete er in Rancate (TI) ein
Ausreisezentrum, wo «aufgegriffene und formlos weggewiesene Personen», die in der
Schweiz kein Asylgesuch einreichten, bis zur Ausreise temporar untergebracht wurden.
Auch wenn das genannte Ausreisezentrum kurz darauf wegen wegfallenden Bedarfs
wieder geschlossen wurde, wollte der Bund fur ahnliche kunftige Falle klare gesetzliche
Grundlagen fur eine befristete finanzielle Unterstiutzung schaffen. Das Engagement
dieser Grenzkantone flr Ausreisezentren liege schliesslich im Interesse aller Kantone
und des Bundes, so der Bundesrat in seiner Botschaft.

In der bereits zwischen Dezember 2019 und Friuhjahr 2020 durchgefuhrten

Vernehmlassung - urspriinglich  hatte der Bundesrat eine umfassendere
Gesetzesrevision des AIG geplant, die anderen Anderungen aufgrund der Corona-
Pandemie spater indes zurlickgestellt - stiess die Vorlage bei drei der vier

stellungnehmenden Parteien - namentlich der FDP, der Mitte und der SVP - sowie bei
20 von 24 stellungnehmenden Kantonen auf vorbehaltlose Zustimmung. Unter anderem
beflirworteten auch GastroSuisse, die KKJPD sowie der Schweizer Tourismus-Verband
die Vorlage. Die Kantone Neuenburg und Wallis sowie die SP und die Vereinigung der
kantonalen Migrationsbehérden (VKM) stimmten der finanziellen Unterstiitzung durch
den Bund im Grunde ebenfalls zu, brachten jedoch noch Anderungs- oder
Konkretisierungswinsche an. Grundsatzlich einverstanden mit der finanziellen
Unterstlitzung durch den Bund zeigten sich mit Genf und Zurich zwei weitere Kantone
sowie die Nationale Kommission zur Verhutung von Folter und die Schweizerische
Flichtlingshilfe; diese Akteure verlangten jedoch Anpassungen oder Prazisierungen
betreffend die kurzfristige Festhaltung, die mit der entsprechenden Botschaft ebenfalls
tangiert wird, und der Schweizerische Gewerkschaftsbund lehnte diese gar
grundsatzlich ab. Der Bundesrat nahm nach der Vernehmlassung indes keine
Anpassungen an seinem urspringlichen Entwurf vor. ¥

Politique familiale

Im November 2018 verdffentlichte der Bundesrat die Botschaft fiir eine Anderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschadigung bei langerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund fur die Revision des EOG sei eine Rechtslicke bei
der Mutterschaftsentschadigung, da die Mitter bei Uber dreiwéchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschadigung aufschieben kénnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschadigung Leistungen vorsédhen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusétzliche Entschadigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verlangerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kuindigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben missten und die
Mitter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstétigkeit wieder aufndhmen. Die
Zusatzkosten von jahrlich CHF 5.9 Mio. wirden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt.

Bei der Vernehmlassung von Marz bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, funf im
eidgendssischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbénde beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind - der Zweck des Mutterschaftsurlaubs - auch im Spital geschehen
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konnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht fir die Mutter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant hétten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, fur
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines glltigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen fir eine Uberpriifung durch die Ausgleichskassen anhand der spater
entrichteten Beitrage aus, wahrend die SP eine Ausdehnung der Entschadigung auf alle
Frauen unabhangig ihrer Erwerbstatigkeit forderte. Darliber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Licken im sozialen Netz bezlglich
Mutterschaftsentschadigung schliesse. “®

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises
Politique culturelle

Ende Mai eroffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 2016-2019,
welche die Finanzierung der Kulturférderung des Bundes fur die anstehende
Beitragsperiode regeln soll. Bis zum Ablauf der Frist gingen 339 Stellungnahmen ein.
Wahrend die zukinftigen Herausforderungen und die zentralen Handlungsfelder auf
wenig Widerstand stiessen, dusserten die Kantone mit Ausnahme des Kantons Genf auf
foderalen Aspekten beruhende Bedenken gegenlber dem eingefliihrten Begriff der
"Nationalen  Kulturpolitik",  begrussten aber im Grunde die verstarkten
Kooperationsbestrebungen zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Auch die FDP
und die SVP sahen die Kompetenzen der Kantone gefahrdet. Die grosse Mehrheit der
eingegangenen Stellungnahmen zeigte sich mit der Héhe der einzusetzenden Mittel, die
im Vergleich zur Vorperiode eine Erhéhung um 3,4% bedeuten wirden, zufrieden.
Demgegenulber wollte die FDP die Mittel auf dem Niveau der Kulturbotschaft 2012-2015
belassen, Economiesuisse und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) verlangten,
die Erhéhung auf 2,6%, resp. 3% zu beschranken, und die SVP plédierte gar flir eine
Kdrzung der Mittel. Auf der anderen Seite des Spektrums verlangten SP und Grlne
sowie 24 Kantone, der Schweizerische Video-Verband (SVV) und weitere
Kulturverbande eine Aufstockung der Beitrage in einzelnen Forderbereichen. Auf
grosse Vorbehalte oder gar Ablehnung stiess bei der Mehrheit der stellungnehmenden
Kantone das Vorhaben des Bundes, Werke der Bundeskunstsammlung sowie der
Gottfried-Keller-Stiftung in einer "Virtuellen Nationalgalerie" zu verdffentlichen.
Waéhrend die Kantone Waadt und Wallis sich daran stérten, dass die virtuelle Plattform
nur Werken der Bundeskunstsammlung offen stehen sollte, wirden es zahlreiche
weitere Kantone - darunter insbesondere die Innerschweiz - vorziehen, wenn man die
Werke in einem physischen Museum betrachten kénnte. Der Kanton Zurich lehnte das
Vorhaben unter anderem aus dem Grund ab, dass die beiden Kunstsammlungen
grossere Lucken aufweisen wulrden. Betreffend verstarkter Forderung der
musikalischen Bildung, die Volk und Stande im September 2012 mit Annahme des
Bundesbeschlusses Uber die Jugendmusikforderung gefordert hatten, gingen die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Bestimmungen vielen gewichtigen Vernehmlassern zu wenig
weit. Neben verschiedenen Verbénden forderten auch Grine, SP, GLP und CVP ein
separates Rahmengesetz fur die musikalische Bildung. Auf der anderen Seite
erachteten ebenso viele Vernehmlasser die im Entwurf zur Kulturbotschaft enthaltenen
Bestimmungen diesbeziglich als zu weitgehend und zu konkret. *

Langues

Der Entwurf zum Sprachengesetz wurde in der Vernehmlassung tendenziell positiv
aufgenommen, weshalb der Bundesrat dem EDI den Auftrag erteilte, auf dieser Basis
und in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Botschaft auszuarbeiten. Die
Notwendigkeit zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage war bei den Kantonen
unbestritten, doch lehnten sie alle Vorschlage ab, welche ihre Kompetenzen in den
Bereichen Schule und Bildung tangieren kénnten. Mit Ausnahme der SVP, die keinen
Gesetzgebungsbedarf sah, hiessen alle Parteien ein Sprachengesetz grundsatzlich gut.
Breite Zustimmung fanden die Abschnitte Uber die Amtssprachen des Bundes, Uber die
Foérderung der mehrsprachigen Kantone sowie des Ratoromanischen und Italienischen.
Die Bundesratsparteien forderten dartber hinaus eine angemessene Vertretung der
Sprachregionen in der Bundesverwaltung. Unterschiedlich wurde der Abschnitt Uber
die Férderung der Verstandigung und des Austauschs beurteilt. Wahrend SP, Grine und
EVP hier dem Bund durchaus eigene Kompetenzen einrdumen wollten, dusserten sich
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FDP und CVP aus foderalistischen sowie finanzpolitischen Grinden eher zurlckhaltend.
Allgemein gut aufgenommen wurde der vorgesehene Austausch von Schilerinnen und
Schilern sowie Lehrkraften zwischen den Sprachregionen. Mehrere
Vernehmlassungsteilnenmer bedauerten, dass sich der Entwurf nicht zur Frage der
Landessprachen als erste Fremdsprache im Unterricht und damit zu der Kontroverse
Uber das Frihenglisch aussert. Drei franzdsischsprachige und drei zweisprachige
Kantone (GE, NE, JU, VS, FR und BE), drei Parteien (Grline, EVP, SD) sowie die
Erziehungsdirektorenkonferenz der Suisse romande und des Tessins verlangten eine
Regelung im Sinn der Festschreibung einer Landessprache als erste Fremdsprache. Die
SP begrisste zwar eine Landessprache als erste Fremdsprache, ausserte jedoch
Verstandnis dafiir, dass diese Frage nicht im Sprachengesetz geregelt werden kann. CVP
und SVP waren hingegen der Meinung, die Frage des Frihenglisch sei Sache der
Kantone. Auf keine Unterstitzung stiess die vorgesehene Bundeskompetenz,
Immigranten Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur anzubieten. Die Parteien waren
sich einig, dass eine derartige Bestimmung nicht in ein Gesetz Uber die Landessprachen
gehort. *°

Médias
Aspects généraux de la politique médiatique

An der von Juni bis Oktober 2018 dauernden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iliber
elektronische Medien beteiligten sich 253 Organisationen, darunter alle Kantone, die
sieben grossten Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, Grine, SP, SVP), Dachverbénde der
Gemeinden, Stadte und Berggebiete und der Wirtschaft sowie weitere interessierte
Kreise. Gemass Vernehmlassungsbericht gingen die Meinungen der Teilnehmenden weit
auseinander. Zwar wurde der Handlungsbedarf mehrheitlich anerkannt, grundsatzliche
Zustimmung fand die Vorlage jedoch nur bei der GLP und 16 Kantonen (Al, AR, BE, BL,
BS, FR, GR, NE, NW, SG, SO, TI, UR, VS, ZG, ZH) sowie einzelnen weiteren
Organisationen. Eher wohlwollend nahmen - trotz ihrem Wunsch nach weitergehender
Regulierung - die Grlnen, die Kantone St. Gallen und Waadt, die EMEK,
Medienverbande und die Gewerkschaften (SGB und Syndicom) das Gesetz auf. Keine
Unterstitzung fand es bei SP und BDP, die sich ein Mediengesetz gewunscht hatten, das
alle Mediengattungen abdeckt. Umgekehrt empfanden die SVP, die Kantone Luzern und
Schwyz, die Aktion Medienfreiheit und weitere Organisationen ein neues Gesetz als
unnoétig. Die SVP, die FDP, die BDP, der Kanton Schaffhausen sowie der Verband
Schweizer Medien, Medias Suisses, der Gewerbeverband, Economiesuisse, die Aktion
Medienfreiheit sowie zahlreiche Verlage sprachen sich denn auch gegen das neue
Gesetz aus.

Besonders haufig kritisiert wurde der Geltungsbereich des Gesetzes, der neu auch den
Onlinebereich umfassen soll, obwohl nicht klar sei, ob dies geméss Verfassung zulassig
sei. Im Gegenzug sollten Radios ohne Leistungsvereinbarung nicht mehr davon tangiert
werden. Auf Kritik stiessen auch die ausschliessliche Férderung von audio- und
audiovisuellen Medienbeitragen, die Verteilung der Abgabe fiur elektronische Medien
auf einen breiteren Kreis und die nicht vorhandene Unabhangigkeit sowie die
Machtfllle der neuen Aufsichtskommission KOMEM. Mehrheitlich auf Zustimmung stiess
hingegen die indirekte Férderung elektronischer Medien.
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